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Deutſchland. 
9. 0. Reichstags⸗Verhandlungen. 
22. Sitzung vom 18. März. 
2% Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Graf Stolberg, Hofmann, 
ameke, v. Stoſch, Stephan, Scholz, v. Verdy, Maybach u. A. 
Das Haus tritt in die dritte Berathung des Reichshaushaltsetats 
seine Generaldebatte findet nicht ſtatt. 5 : 
deim Etat des auswärtigen Amtes fragt Abg. Majunke, wie fih das 
ubaltniß zu Belgien ſtellen werde, ſobald der bis zum 30. Juni 1880 
lende probiſoriſche Handelsvertrag außer Kraft tritt. 
chatzſecretär Scholz kann eine beſtimmte Auskunft nicht geben. 
lg. Majunke bat dieſe Antwort vorausgeſehen, bittet aber die Re⸗ 
danch dbl ſie fh, ſchlüſſig gemacht habe, dem Reichstag von ihren Ab⸗ 

zu geben. 
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Kenntniß 5 = 
veim Etat des Reichs amtes des Innern beſprechen v. Czarlinski 
Lingens den Bericht des Reichscommiſſars für das Auswanderungs⸗ 
ind letzterer fragt, ob die Regierung ein Geſetz über daſſelbe vor⸗ 
5 erde. 
Staats ſecretär Hofmann: Die Verhandlungen über einen ſolchen Ent⸗ 
A ſchweben noch; die Abſicht, ibn vorzulegen, iſt noch nicht aufgegeben. 
„Zum Etat der Verwaltung des Reichsbeeres beantragen Richter 
den) und Lasker: die Erwartung auszuſprechen, daß die Reichsbebörden 
Zuwendung von Inſeraten für Zeitungen nur die Zweckmäßigkeit der 
5 aide und nicht die politiſche Parteirichtung der Zeitungen in Be⸗ 
i ziehen. N 
Abg. Richter (Hagen): Ueber den Fall, der mich zu dieſem Antrage 
Fanlaßte, babe ich jetzt von authentiſcher Seite nähere Auskunft erhalten. 
Felönigl. Intendantur der 1. Dipiſion beantragte unterm 16. Auguſt 
f 8 bei der königlichen Regierung in Königsberg die Stellung des zum 
} Vitmandver des Jahres 1878 erforderlichen Vorſpanns ſeitens der Stadt 
migsberg. Ein zur Verdingung des Vorſpanns anberaumter Termin iſt 
ch die „Oſtpreußiſche Zeitung“ und die „Königsberger Allgem. Zeitung“ 
Nlicirt worden, aber keine Offerte eingegangen. Der Magiſtrat zu Königs⸗ 
mußte nun den Vorſpann nach Anweiſung der Königlichen Regierung 
N; er machte aber der Intendantur unterm 4. Auguit 1878 darüber 
ſtellung, daß die Bekanntmachung nicht die erforderliche Verbreitung 
duden abe, da die oben erwähnten Blätter benutzt ſeien, während die 
ttung'ſche Zeitung“ und der „Straßenanzeiger“ die geeignetſten Blätter 
en wären, und daß bierin der Grund zu ſuchen fei, weshalb die 
ung des Vorſpannes im freihändigen Wege nicht zu erlangen war. 
Intendantur erwiderte unter dem 20. Auguſt, daß ihre amtlichen Hand: 
en in keiner Weiſe der Kritik des Magiſtrats unterlägen, — auch eine 
on Vorſtellung der militäriihen Behörden! — weshalb die gegen die 
genzange im Bietungsverfahren beliebten Ausſtellungen entſchieden zurüd: 
fen werden mußten. Der Königsberger Magiſtrat beſchwerte ſich nun 
tig, Kriegsminiſter darüber, daß die Intendantur die Bekanntmachung 
a in den berbreitefiten und geleſenſten Blättern, der „Hartung’ihen 
teung“, und dem „Straßenanzeiger“, habe inſeriren laſſen, erhielt aber 
An aa 5. October vom preußiſchen Miniſter des Innern den Veſcheid, daß 
10 Kriegsminiſter auf das Anſuchen, den Lieitationstermin in der „Har⸗ 
zug ſchen Zeitung“ bekannt zu machen, nicht eingehen könne, dagegen die 
lendantür des Armeecorps anweiſen laſſe, dieſe Submiſſionstermine bes 
ihrer weiteren Verbreitung künftig auch in dem Regierungsamtsblatt 
eröffentlichen. j a 
Das war die Antwort auf die von der ſachverſtändigen Behörde abge⸗ 
ne Erklärung, daß der Vorſpann deshalb nicht freihändig beſchafft 
den konnte, weil die Inſertion in den geleſenſten Blättern unterblieben 
,, Das Regierungs⸗Amisblatt wird in der Stadt Königsberg aber nach 
Sachen gar nicht geleſen. Die politiſche conſervative Zeitung, in 
das Armeecorps das Inſerat veröffentlichen ließ, bat in der Stadt 
gligsberg nur 1500 Abonnenten, während die „Hartungſche Zeitung“ dort 
„ Abonnenten hat. Es 4 hier eine Schädigung des öffentlichen Inter⸗ 
"8 in der authentiſchſten Art conſtatirt; der Magiſtrat mußte den Vor⸗ 
Un requiriren, obwohl er freihändig beſchafft werden konnte. Der Fall 
aber nicht vereinzelt, ſondern offenbar die Folge eines Reſcripts des 
Wera: Commandos vom 25. es 10 1 welch gas re 
Aurzhelefeniten Blätter Oſtpreußens, nämlich alle die, welche 
nit 10 A onds zu erhalten im Stande find, von den 


AnmB aus den geheimen / im 
A e ſollen, wie die Verfügung jagt, alle 
en Inſeraten ausſchließt. Dieſe ſollen, e 1 


ep. er ; 
r deutſch⸗ reſp. preußenfeindlich oder in entſchie 
an redigirt werden. Der Oberpräfivent iſt alſo blos der Vollſtrecker 
00 elannten preußiſchen Staatsminiſterialbeſchluſſes. Dieſe Sache ſteht 
beer auf demſelben Boden, wie die Vorentdaltung von Annoncen gegen⸗ 
in, der „Poſener Zeitung“, die der Abg. Rickert im preußiſchen Abge⸗ 
lnlenhauſe zur Sprache brachte, und wie die vom Abg. Majunke er⸗ 
te Vorentbaltung von unentgeltlichen Annoncen ſeitens des Poſt⸗ 
i 18 gegenüber den geleſenſten Zeitungen. Der Reichstag möge daher 
in late Erklärung abgeben, daß er bei der Zuwendung don Inſeraten 
artei⸗Intereſſe gefördert wiſſen will, ſondern daß nur das Intereſſe 
ienſtes und die möglichſt zweckmäßige Verbreitung der Bekannt⸗ 
ügen entſcheiden ſollen. . Por 
g. v. Puttkamer (Lübben) erklärt, daß die Deutſchconſervativen in 
zm Antrage einen unberechtigten Eingriff in die Executive der Reichs⸗ 
den —— die in Betreff der Auswahl der Blätter vollſtändig freie 
d haben müßten und nicht ſolche Zeitungen befördern könnten, die es 
1155 1 Maßregeln der Regierung anzugreifen oder ten⸗ 
zu entſtellen. 2 g 
g Abg. Lasker wünſcht, daß vor dem Eintritt in eine weitere Erörterung 
utrages eine Erklärung vom Bundesrathstiſche aus über denſelben 
n werde. F - 
in, egsminiſter v. Kamele: Ich ſpreche nicht namens der Reichsregierung 
ein nur für die Militär⸗Verwaltung. Dieſe verfolgt das Princip, daß 
elanntmachungen, die Intereſſe für das Publikum und die Behörden 
zunächſt, ſoweit nicht ſtatutariſche Beſtimmungen etwas Anderes 
reiben, in den Regierungs⸗ und Amtsblättern, ſondern in den Fach⸗ 
die keinen politiſchen Inhalt haben, verbreitet werden. Den Local⸗ 
ſörden iſt es üderlaſſen, außerdem in gewiſſen Fällen noch andere 
düngen nach Maßgabe der Verfügung vom 13. September 1874 zu 
Men. Dieſe Verfügung iſt als ein Beſchluß des preußiſchen Geſammt⸗ 
iſteriums für mich als Mitglied dieſes Miniſteriums bindend. Ich hatte 
N bis jetzt keinen Grund, ihr aus materiellen Gründen zu widerſprechen. 
Matte Localbehörden haben immer die ſogenannten regierungsfreundlichen 
kalter benutzt; ein ötonomiſcher Nachteil für den Reichsſäckel hat ſich 
ne nicht herausgeſtellt. Nach den Angaben des Abg. Richter ſoll aber 
i Stadtgemeinde unter dieſem Verfahren gelitten haben. Die von ihm 
belbeilten Thatſachen kann ich im Ganzen nur beſtätigen; nur muß i 
feilen, daß die Urſache des Nichterſcheinens von Bietern auf die Wagen⸗ 
Jurtungen in der Art der Bekanntmachung lag. Vielmehr war der vom 
Nesrath für die Wagenſtellung feſtgeſetzte Preis von 12 M. den Unter: 
u hen zu gering, und deshalb meldete ſich keiner. Bei der Beſtellung 
dagen für den königlichen Hof, die beſſer bezahlt wurden, meldeten 
T derſelben Art von Bekanntmachung genug Bieter. Ein weiterer 
gegen die Militär⸗Verwaltung nicht angeführt. Der Abg. Majunke 
zwar darüber beklagt, daß der „Neiſſer Zeitung“ von der Militär⸗ 
ung keine Inſerate zugewendet würden; er bat aber keinen Fall an⸗ 
tt, in welchem die Militär⸗Verwaltung Veranlaſſung dazu gehabt hätte. 
Leſerkreis der „Neiſſer Zeitung“ iſt bauplfachlich die Landdeböllerung, 
che die Militär⸗Verwaltung bisher nichts bekannt zu machen hatte. 
nen demnach nur politiſche Gründe ſein, die man genen das bis: 
Verfahren der Militärbebörden geltend macht. Die Reichsregierung 
bat lande keine Veranlaſſung gehabt, ſich in die Materie einzulaſſen, 
ch glaube auch nicht, daß ſie Au Veranlaſſung dazu hat, zumal keine 
n laut geworden und keine Mißſtände herborgetreten find. 8 
rm asker: Auch in der Verwaltung des Staates und der Kriegs⸗ 
altung müſſen die gewöhnlichen Geſetze der Logik gelten. Ein jeder 
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Beamte muß daher ſo gut wie jeder Bürger wiſſen, daß ein Inſerat durch 
eine Zeitung mit viel Abonnenten beſſer verbreitet wird, als durch eine 
Zeitung mit wenig Abonnenten. Dagegen kann man nicht anführen, man 
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Niemand leugnen wird, einen ſo gemäßigten Ton, daß das Decorum gar 
nicht in Frage kommt. Auch hat das General⸗Commando nicht dieſe 
Zeitung allein, ſondern alle ſelbſtſtändigen Blätter der Provinz Ostpreußen 


habe von der Verbreitung in weniger geleſenen Blättern keinen Nachtheil] ausgeſchloſſen und dabei als Grund nicht das Decorum, ſondern die 


geſpürt; der geſunde Menſchenverſtand jagt uns und Jeder im Publikum 
nimmt an, daß die geringe Verbreitung eines Blatſes den Inſerenten 
ſchädigt. Wie kommen aber die Mitglieder der Regierung dazu Staats⸗ 
gelder anders zu verwenden, als es jeder Privatmann nach beſtem Gewiſſen 
in feinen eigenen Angelegenheiten thun würde? Wenn der Kriegsminiſter 
ſich ein Dienſtmädchen in Berlin ſuchen wollte, ſo würde er das gewiß lieber 
in der „Voſſiſchen Zeitung“ thun, als im „Reichsboten“, der ihm vielleicht 
politiſch mehr zujagt. (Heiterkeit.] Wie kann man es alſo verantworten, 
daß Staatsgelder, die einem ſolchen Manne anvertraut werden, nach an⸗ 


deren und ſchlechteren Principien verwendet werden, als man dies in der] die fi zur Fortſchrittspartei zählen. 


eigenen Wirthſchaſt thun würde? Der Abg. v. Puttkamer war ſehr ſchnell 
fertig mit der ganzen Frage, indem er es ganz natürlich ſand, daß die Re⸗ 
gierung ſolchen Zeitungen nicht Inſerate zuwendet, die ihre Maßregeln 
mehr oder minder tadeln. Kennt er denn überhaupt eine Zeitung außer 
denjenigen, die direct von der Regierung bezahlt werden, die nicht eine 
Maßregel der Regierung tadelte? Der Abg. v. Puttkamer und ſeine Partei 
ſcheinen jetzt ſehr intime Beziehungen zur Neichöregierung zu baben, aber 
wie war es, als der Reichskanzler die „Neue Preußiſche Zeitung“ für ein 
verläumderiſches und nichtswürdiges Blatt erklärte, auf das man nicht 
abonniren dürfte? Durften ihr da Inſerate zugewendet werden? Die Re⸗ 
gierung ſtellt reichs⸗ und ſtaatsfeindliche Zeitungen und oppoſitionelle Zei⸗ 
lungen in eine Reihe. 

n gewöhnlichen Zeiten würde man den Ausſchluß von reichs⸗ und 
ſtaatsfeindlichen Zeitungen für ſelbſtverſtändlich gehalten und ſich nur ge⸗ 
wundert haben, daß ſolche überdaupt in Deuiſchland exiſtiren, da wir doch 
ein Preßgeſetz baben. Aber ſeitdem man dieſe Bezeichnung auf die Par⸗ 
teien angewandt hat, die die Regierung nicht unbedingt unlerſtützen, hat ſie 
ihre Bedeutung verloren. Schon beim Beginn des Culturkampfes bezeich⸗ 
nete man eine ganze Partei als „reichsfeindlich“, ein Ausdruck, den ich 
immer getadelt dabe. Dadurch haben Sie dem Ausdruck die unehrenhafte 
Nebenbedeutung genommen, die er für jeden Deutſchen haben müßte. Nun 
geben Sie jo ganz glatt über auf oppoſitionelle Zeitungen. Das waren im 
vorigen Jahre die unter den Auſpicien v. Bennigſens erſchienenen, als es 
noch ſchien, als könne er ſich nicht eniſchließen, alle Zölle zu bewilligen. — 
Damals waren die Blätter des Centrums im eminenten Sinne reids- 
freundlich. Wie ſie heute bezeichnet werden, weiß ich nicht. Wahrſcheinlich 
während der Debatte über die Militärvorlagen als oppoſttionell und reichs⸗ 
feindlich und in Steuerſachen als reichs freundlich. Wie können Sie ſelbſt, 
da Sie keine Partei im Hauſe haben, mit der Sie ſich in feitem Anſchluß 
befinden, von entſchieden oppoſitionellen Blättern ſprechen, die nicht ver⸗ 
dienen, daß der Staat durch ſie die Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe am 
beſten herbeiführe? Die geſtrige Rede des Abg. v. Kleiſt⸗Retzow über die 
Gewerbeordnung übertraf an Feindſeligkeit gegen das jetzige Geſetz bei 
Weitem die Rede des Socialdemokraten. Iſt nun Herr v. Kleiſt⸗Retzow 
reichsfeindlich, ſtaatsfeindlich oder nur unentſchieden oppofitisnell? (Heiters 
keit), oder genügt es Ihnen ſchon, wenn man nur allgemein reactionär it, 
ſelbſt wenn man die ſonſt von der Regierung als reichsſeimdlich bezeichnete 
Metbode anwendet? Es ift alſo die reinſte Willkür, mit der die Regierung 
über ihre Gelder verfügt. i 3 

Der Kriegsminiſter, der Generalpoſtmeiſter und wie alle dieſe hohen 
Herren heißen, würden ſonſt recht ökonomiſch zu Werke gehen, nur da, wo 
fie fremde Gelder ausgeben, glauben fie das politiſche über das ökonomiſche 
Intereſſe des Staates ſetzen zu dürfen. Bei ſolchen Kleinigkeiten hatten Sie 
nicht den böchſten Trumpf ausſpielen ſollen; wenn Sie keine Parteiregierung 
ſein wollen, ſo müſſen Sie nicht zu dieſen kleinen Mitteln Ihre Zuflucht 
nehmen (Sehr richtig!); fonft wird man fagen, Sie brauchen die großen 
Worte von Unparteilichkeit, ſo lange Sie ſich in großen idealen Zügen zu 
bewegen glauben, wo es ſich aber um Geldſachen handelt, werden die klein⸗ 
lichſten Mittelchen angewendet, um mit Staatsgeldern Parteiintereſſen zu 
fördern und nicht das Staatsintereſſe. 

Abg. von Kardorff: Der Abg. Lasker hat Recht, das von der Re⸗ 
gierung beobachtete Verfahren als eine große Härte zu bezeichnen; ſollten 
wir freilich einmal eine foriſchrittliche Regierung erleben, ſo würde dieſe 
noch här ere Maßregeln gegen die Conſervativen ergreifen. Im Ganzen 
foll die Verbreitung des Blattes das Kriterium für die Zuwendung von 
Inſeraten ſein; aber, daß die politiſche Richtung abſolut gar nicht in Be⸗ 
tracht komme, kann man der Regierung nicht zumuthen, fonſt hätte ſie auch 
den ſocialdemokratiſchen Blättern Annoncen zuwenden müſſen, als dieſe 
noch die bei Weitem verbreitetſten waren. Der Antrag Richter geht daher 
zu weit und deshalb muß ich ihn zu meinem Bedauern ablehnen. / 

„Abg. Windthorſt: Ich werde dem Antrag beitreten; er iſt kein Ein⸗ 
griff in die Executive, denn die Volte vertretung hat das Recht auszu⸗ 
ſorechen, wie je die Execunve gehandhabt zu ſehen wünſcht. Das Ermeſſen 
der Regierung wird dadurch nicht beſchränkt; nur follen politiſche Ruͤckſichten 
nicht maßgebend fein. Die Entziehung von Inſeraten iſt gegen alle Par⸗ 
teien gebraucht worden, mit Ausnahme der des Herrn v. Puttkamer. Daß 
kein Schaden durch das Nichtinſeriren in der „Neiſſer Zig.“ geſchehen fei, 
kann der Miniſter gar nicht wiſſen; die Unkenntniß der Landbevölkerung 
kann von ſtädtiſchen Speculanten ſehr wohl ausgebeutet worden ſein. Wenn 
wir den vorgeſchlagenen Beſchluß annehmen, jo muß das Particularmini⸗ 
ſterium für Preußen darauf Rückſicht nehmen. Den Herrn Kriegsminiſter 
aber bitte ich, ſeinen Einfluß im preußiſchen Geſammtminiſterium dahin 
geltend zu machen, daß deſſen Beſchluß baldigſt aus der Welt geſchafft werde. 

Abg. Majunke: Auf meine Beſchwerde dat auch der Generalpoſtmeiſter 
erllärt, daß keine Klagen aus dem Publikum zu feinen Ohren gekommen 
ſeien; das liegt daran, daß das Publikum ſich bei den Redactionen be: 
ſchwert, und dieſe erit ſich an die Reichsverwaltung wenden. Auf Verlau⸗ 
gen will ich binnen 14 Tagen aus dem Publikum Beſchwerden mit 10 bis 
20,000 Unterſchriften beibringen. Die „Neiſſer Ztg.“ hat nicht nur länd⸗ 
liche Abonnenten, vielmehr in der Stadt mehr als das von der Regierung 
7 Blatt. Die Milltärbebörden baben ihr übrigens ſeit meiner Be⸗ 
chwerdeführung ſchon Inſerate zugewendet. . 

Schatzſecretär Scholz: Ich laſſe die preußiſchen Verhältniſſe außer Be⸗ 
tracht; für die Reichsbehörden, an welche ſich der Antrag wendet, veitehen 
bie jetzt keine beſonderen Vorſchriften über dieſen Punkt. Der Antrag iſt 
alſo eine Aufforderung, ſolche Vorſchriften zu erlaſſen. Daß bierbei das 
finanzielle Moment, die Sparjamleit, ins Auge gefaßt werden muß, iſt 
ganz richtig: das iſt auch bisher immer geſchehen und würde bei all⸗ 
gemeinen Vorſchriften nicht außer Acht gelaſſen werden. Aber bei allen 
Actionen der Regierung darf nicht nur die Zweckmäßigkeit allein maßgebend 
ſein, es darf niemals das Decorum vergeſſen werden. Der Antrag ver⸗ 
langt alſo zu viel, wenn er nur die Zweckmaßigkeit berückſichligt willen 

regierung kann auch das Zweckmäßige nicht thun, wenn es fi 
mit ihrer Würde und ihrer Stellung zum Volke nicht verträgt. Es wird 
daher bei der Zuwendung von Inſeraten auch darauf Rückſicht zu nehmen 
ſein, in welcher Art die Parteiſtellung in dem Blatte zur Geltung kommt. 

Abg. Rickert: Ich wollte fragen, ob für das Reich ein Erlaß in dieſer 
Angelegenheit erfolgt ſei. Die Antwort hat mir der Vorredner ſchon ge⸗ 
geben. Ich conſtatire mit Freuden, daß der Reichskanzler ſchon in ihm ſehr 
fern ſtehenden oppoſitionellen Blättern amtliche Bekanntmachungen mit 
ſeiner Unterſchrift beröffentlicht, alſo ein weit zweckmäßigeres und feiner 
Autorität würdigeres Verfahren eingeſchlagen hat, als das preußiſche Mi: 
niſterium. Ich hoffe, daß der Kriegsmimiſter entſchieden bemüht fein wird, 
den preußiſchen Miniſterialbeſchluß zu beſeitigen, der der Regierung wenig 
Vortbeil, aber ſehr viel Schaden bringt. GT 5 

Abg. Richter (Hagen): Es iſt doch eine grauſame Ironie, die ſocial⸗ 
demokratiſche Preſſe, die augenblicklich von Geſetz wegen nicht exiſtirt und 
auf eine längere Reihe von Jahren 1 werden ſoll, als Argument 
gegen meinen Antrag aufzuführen. Wenn die Regierung das Decorum 
und nicht die politiſche Richtung entſcheiden laſſen will, ſo muß ſie meinen 
Antrag ganz gerechtfertigt finden; denn eine Verletzung des Decorums wird 
keine Parte von ihr verlangen. Die „Hartung'ſche Zeitung“ hat, wie 


| 


„eniſchieden oppoſitionelle Richtung“ angegeben. Wir haben es hier nur 
mit der Ausführung des politiſch tendenziöſen preußiſchen Miniſterial⸗ 
beſchluſſes zu tbun. Warum die Leute nicht zum Bieten erſchienen ſind, 
kann der Kriegsminiſter nicht wiſſen, denn dazu müßte er erſt wiſſen, wer 
erſcheinen konnte und doch nicht erſchienen iſt. Gegenüber dem amtlichen 
Gutachten des Magiſtrats charakteriſiren die Gründe des Miniſters ſich als 
eine ſpätere Ausrede umſomehr, als ſie in dem ganzen Beſchwerdeverfahren 
nie geltend gemacht worden find. Der Abg. v. Kardorff wird wohl wiſſen, 
daß viele Communalverwaltungen unter dem Einfluß von Männern ſteben, 
(Unruhe) Ich brauche nur auf Oft 
preußen zu verweiſen. Im oſtpreußiſchen Provinziallandtag haben wir die 
Majorität und der oſtpreußiſche Landesdirector iſt unſer Parteigenoſſe 
v. Saucken⸗Tarputſchen. Was würden Sie nun ſagen, wenn die oſtpreußiſche 
Propinzial⸗Verwaltung dieſelbe Praxis anwenden wollte, wie die Regierung? 
Sollte irgend eine untergeordnete Perſon wirklich jemals einer conſervativen 
Zeitung, obwohl fie die weitverbreitelſte , die Annoncen vorenthalten, fo 
würde das gerade von unſerer Seite dieſelbe ſcharfe Beurtheilung finden, 
wie der vorliegende Fall, weil wir es vollſtändig verſchmähen, uns auf 1 
kleinliche Mittelchen zu ſtützen und nicht auf die beſſeren Gründe, die Macht 
der Ueberzeugung. 

Abg. v. Kardorff: Die fortſchrittliche Communalverwaltung von Berlin 
wendet auch der „Norddeutſchen Allgemeinen“ und der „Poſt“ keine Inſerate 
zu, obwobl ſie weiter verbreitet ſind, als viele fortſchrittliche, von ihr be⸗ 
nutzte Blätter. 7 

Abg. Richter: Ich muß dies durchaus beſtreiten; da, wo es der Ver⸗ 
breitung irgendwie bortheilbaft war, find derartige Inſerate allen größeren 
Zeilungen zugewendet worden; ich ſelbſt habe in dieſen Blättern derartige 
Inſerate gefunden. l ER 

Der Antrag Richter wird gegen die Stimmen der Conſervativen und des 
Abg. v. Treitſchke angenommen. 

Beim Capitel Militärgeiſtlichkeit empfiehlt Abgeordneter Witte 
(Schweidnitz) dem Kriegs miniſter die Aufbeſſerung der ganz unzulänglichen 
Gebälter der Militärgeiſtlichen; ein Diviſionspfarrer z. B. beziehe nur 1800 
Mank jährlich. k g 

Beim Etat der Marineverwaltung will Abg. von Ohlen und 
Adlerscron feinen Antrag auf Einſetzung eines Marine⸗Inſpecteurs zwar 
nicht wieder einbringen, findet es aber doch befremdlich, daß der Chef der 
Admiralität ſo gar nichts in dieſer Sache zu ſagen wußte, und bleibt dabei, 
daß eine Trennung des Obercommandos von der Verwaltung nothwendig 
ſei. Die neuliche Rede des Abg. Meier ſei ein ſchlagender Beweis dafür. 
Leider habe die Preſſe ihn zu wenig unterſtützt. Bevor die Angelegenheit 
im Parlament zur Sprache kam, ſei auf alle möglichen Fehler aufmerkſam 
gemacht worden, jetzt ſei es plötzlich ſtill geworden. Den Grund hierfür 
könne er nur in einem Byzantinismus finden, wie er ſonſt nur bei Höf⸗ 
lingen zu Hauſe ſei. Das „Berliner Tageblatt“ habe vor Einbringung 
ſeines Antrages einen Artikel gebracht, der eine ganz ähnliche Forderung, 
wie die von ihm formulirte, warm befürwortete. Jetzt verlaute nichts mehr 
davon. Ein anderes Blatt, die „Poſt“, ſchien von dem Antrage geradezu 
entſetzt zu ſein. Trotz dieſer Haltung vieler Blätter habe er eine zu 2 2 
Meinung von der Preſſe im Allgemeinen, als daß er nicht glauben ſollte, 
daß auch dieſe Blätter ſich wieder ermannen und ihn unterſtützen würden. 
Und wenn erſt die Discuſſion darüber in Fluß ſei, werde die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit einer Reform in den Marineverhältniſſen ſich bald 
Bahn brechen. E re 

Abg. Richter (Hagen): Ich glaubte bisher, daß die dritten Leſungen 
des Etats dazu da find, Interpellationen an die Regierung zu ſtellen und 
nicht an die Redaction des „Berliner Tageblattes“. Der Herr Vorredner 
bätte wohl beſſer gethan, im Brieſkaſtentheil dieſes Blattes feine Gedanken 
zu veröffentlichen. Er findet die Haltung der Preſſe ſchwach. Vielleicht 
hält die Preſſe ſeine Sache auch für ſchwach und hat keine Luſt, für ſie 
einzutreten. Mit Ausdrücken wie „Höflinge“ und „Bpzantinismus“ muß 
man nicht fo verſchwenderiſch fein. Es kommt mir auch jo vor, als ob 
hier eine Höflings⸗ und Byzantinismuswirthſchaft mitſpielte. Ich erkenne 
es ja an, wenn ein Abgeordneter, wie der Herr Vorredner, ſeine ganze par⸗ 
lamentariſche Kraft auf dieſe eine Sache concentrirt (Heiterkeit), obgleich ich 
nicht weiß, ob das blos eigene Spannkraft ſeines Gemüths iſt oder ob noch 
andere Factoren dahinter ſtehen. Man braucht in dieſer Beziehung wobl 
nicht lange zu ſuchen. Es iſt jedenfalls eigenthümlich, daß Herr v. Ohlen, 
nachdem er in der zweiten Leſung keine Unterſtützung für die Sache gefun⸗ 
den, ja, wie ich glaube, ſelbſt nicht einmal für feinen Antrag ſich erhoben, 
jetzt in der dritten Leſung darauf zurückkommt. Ich bin ſonſt auch zäher 
Natur in der Verfolgung von Fragen, aber zu dieſer Ausdauer babe ich es 
noch nicht gebracht. Es kann ja ſein, daß dem Herrn Abgeordneten 55 
Brieg beſondere ſeemänniſche Erfahrungen zur Seite ſtehen — bekanntlich 
wächſt die ſeemänniſche Erfahrung mit der Weite der Entfernung von der 
Küſte —; ich habe über dieſe Frage bisher nur parlamentariſche Erfahrun⸗ 
gen, und nach dieſen ſtehen meine Anſichten denen des Herrn Vorredners 
diametral entgegen. Als wir noch die Einrichtung des Generalinſpecteurs 
batten, wurde im Reichstag Klage geführt über ein ſolches Doppelweſen in 
der Marine. Nach dem Tode des Prinz⸗Apmirals ſtellte ich in der Budget⸗ 
Commiſſion den Antrag auf Einziehung dieſer Dotation, und er ging ohne 
Widerſpruch der Parteien, ja ohne erheblichen Widerſpruch der Regierung 
durch. Die Analogie des Landheeres iſt nicht zutreffend, weil die Perſonal⸗ 
Angelegenheiten, das Commando, in der Marine ſo eng mit der Verwal⸗ 
tung verwachſen ſind, daß eine Trennung beider gar nicht möglich iſt. Zu⸗ 
dem würde mit Schaffung eines Inſpecteurs der letzte Reſt von Verant⸗ 
wortlichteit der Marineverwaltung vor dem Reichstage verloren gehen, 
denn dann würde man ſich einfach auf den unverantwortlichen Inſpecteur 
berufen, und wir würden nicht einmal die geringe Auskunft erhalten, die 
wir vom Herrn Maxineminiſter inſofern bekommen haben, als wir die 
re bier zur Discuſſion haben bringen wollen und er uns hat Rede ſtehen 
können. . 

Abg. v. Oblen verwahrt ſich hierauf in einer perſönlichen Bemerkung 
gegen die Unterſtellung des Abg. Richter, als ob ſein Antrag von irgend 
welchen „anderen Fackoren“ beeinflußt geweſen fei. 

Abg. Rickert bittet in Folge einer Aufforderung des Seeſchiffervereins 
in Danzig den Chef der Admiralität, daß in den nächſten Etat die Mittel 
für eine derartige Einrichtung der Agentur der Seewarte in Neufahrwaſſer 
geſtellt werden, daß dort eine Prüfung und Rezulirung der Chronometer 
von Schiffen der Handelsmarine ermöglicht werde. 

Der Chef der Admiralität erwidert, daß er dazu bereit geweſen, 
a Ib von anderer, ebenfalls betheiligter Seite dagegen Widerſpruch 
erhoben ſei. 

Beim Etat der Reichsjuſtizverwaltung kommt der Abg. v. Ludwig 
zunächſt auf die für den gewöhnlichen Mann unerſchwinglich bohen Koſten 
des neuen Gerichtsverfahrens zu ſprechen und empfieblt eine Aenderung 
der Actiengeſetzgebung in der Richtung, die durch eine Beſtimmung des 
alten preußiſchen Landrechts vorgezeichnet ſei, das viel geſcheidter ſei, als 
das ganze moderne Recht; darin werde der Betrug und die Beſchwindelun 
des Publikums ganz im Allgemeinen unter Strafe geſtellt. Er empfehle 
den betreffenden Paragraphen der näheren Würdigung der Reichsregierung, 
damit endlich die Ausfüllung einer fo. fühlbaren Lücke in unſerem moder⸗ 
nen Strafgeſetzbuch eintrete, das die Luſt und Freude aller churken und 
Spitzbuben und der Schmerz aller ebrlichen Leute ſei. (Der Präſident, 
der verſtanden dat „Schuß“ aller Schurken und Spitzbuben, ruft den 
Redner zur Ordnung und hält ſeinen Ordnungsruf auch auftecht, als der 
Redner ſein Dictum [Luft anſtatt Schuß] richtig ſtellt.) Unter den gegen⸗ 
wärtigen Zuständen find wir ſchon dahin gekommen, daß einer anſtandslos 
als Oberbürgermeiſter beſtätigt wird, obgleich er ein Paradigma des echten 
Gründerthums iſt, und es ſollle mich gar nicht wundern, eines Tages 
a tüchtigen Schüler des Baruch Hirſch Straußberg auf der Miniſterbank 
zu jeden. ** . ö N 
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ie Doppel! ing und tadelt die zu reiche Durchfuhrung der Gold⸗ 
währung. Der gegen die zur Zeit noch de er befteben Doppelwah⸗ 
rung gemachte Einwurf, daß die Unzuverläſſigkeit des Werebperhältniſſes 
z wiſchen Gold und Silber zu großem Uebelſtänden führe, ſei nicht er 
altig; denn das beutige Verhältniß zwiſchen Gold und Silberwerth, 
15% :1, ſei das Durchſchnittsverhältniß eines ganzen Jahrhunderts. Die 
Durchführung der reinen Goldwährung liege nur im Intereſſe des mobilen 
Capitals und werde auch von dieſem mit allen Kräften unterſtützt; die 
Doppelwährung aber liege auch im Intereſſe des immobilen Capitals. 
Wären wir bei der Doppelwährung ſtehen 5 ſo wären die großen 
Summen, welche die Durchführung der Goldwährung bisher ſchon gekoſtet, 
erſpart worden. Die Gelder, welche die Durchführung noch immer koſte 
und koſten werde, ſeien nicht flüſſig, ſondern müßten durch Anleihen auf⸗ 
gebracht werden, was einer Belaſtung aller Steuerzahler zu Gunſten der 
roßen Capitaliſten gleichkomme. Der Abg. Bamberger ſei es, der durch 
ſeine Autorität die Mänzgeſetzgebung hier im Reichstage hauptſächlich zu 

Wege gebracht babe, derſelbe Abg. Bamberger, der jüngſt in Erwiderung 

auf eine Rede Herrn v. Kardorff's geſagt habe, man jolle doch Deutſchland 

nicht in den Schein ſetzen, als beſtände es aus einer Majorität von ſchlech⸗ 
ten Schuldnern. Unter der Herrſchaft der Goldwährung erhielten die 
Staatspapiere auf dem internationalen Markt allerdings einen höheren 
Werth, aber der preußiſche Finanzminiſter habe ſich doch ſelbſt dagegen er⸗ 
klärt, die preußiſchen Anleihen auf den ausländiſchen Markt zu werfen, weil 
dadurch eine Art von Abhängigkeit vom Auslande entſtehe. ; 
Auch Virchow, fo viel er wiſſe, ein Mitglied der Fortſchrittspartei, babe 
es bedauert, daß die preußiſchen Conſols den ausländiſchen Markt auf⸗ 
eſucht hätten, wenn auch dies auch ohne Zuthun des Finanzminiſters ge⸗ 
heben. Die Frage der Doppelwäbrung ſei keineswegs eine Parteifrage, 
wie die linke Seite des Hauſes anzunehmen ſcheine (die Bänke auf der 
linken Seite des Hauſes haben ſich während der Rede des Abg. v. Mirbach 
ſehr ſtark gelichtet): er könne verſichern, daß auch ſeine Partei in dieſer 
Sache ſich noch nicht völlig ſchlüſſig gemacht habe, und ein Organ el 
ſchrittspartei, die „Volkszeitung“, habe ſich erſt unlängſt gegen die Gold: 
währung ausgeſprochen. Er erwarte auch ſeitens der Regierung keine be⸗ 
ſtimmte Erklärung in dieſer Sache; eine ſolche würde eher ſchädlich als 
nützlich fein. 

Abg. v. Helldorff (Bedra) erklärt, daß unter dem „wir“, das der Herr 

Vorredner im Eingange ſemer Ausführungen gebraucht hat, nicht feine, die 
deutſchconſervative Fraction zu verſtehen ſei. 

6 Abg. Dr. Bamberger: Ich hoffe mir diesmal den Dank des Hauſes, 
deſſen Mitglieder zum großen Theil heute noch abreifen wollen, mit grö⸗ 
Berer Sicherheit, als es mir ſonſt gelingt, zu verdienen, wenn ich es heute 
in der dritten Etatberathung mit einer Münzrede bedenke. Nur aus Urba⸗ 

nität gegen den Freiherrn von Mirbach will ich ein paar Worte ſagen, da⸗ 
mit er mein Schweigen nicht dahin mißdeute, als hielte ich feine wohldurch⸗ 
dachten Auseinanderſetzungen der gleichen Behandlung nicht für wertb. 
Zunächſt ſoll er mich nicht als einen Mann darſtellen, der ſich ſelbſt bier 
als Autorität aufſpielt. Er hat die große Liebenswürdigkeit gehabt, alle 
meine alten Reden nachzuleſen: er ſoll mir die Stelle aufweiſen, wo ich 
geſagt, daß ich eine beſondere Autorität ſei. Ich beläſtige das Haus nicht 

allzuviel mit Reden; wenn ich einmal ſpreche, ſo thue ich, was eines jeden 
Amtes iſt, nämlich da einzugreifen, wo er Beſcheid zu wiſſen glaubt. Wenn 
Daraus der Anſpruch auf eine beſondere Autorität erwächſt, ſo geſchieht das 
bei jedem Abgeordneten, der wiederholt in derſelben Sache ſpricht. Aber 
ein für alle Mal bitte ich, mich mit Anzüglichkeiten in Ruhe zu laſſen, als 

tte ich jemals die Prätention erhoben, mit einer beſonderen Ueberlegen⸗ 
beit zu ſprechen. Herr von Mirbach fühlt ſich durch meine neuliche Aeuße⸗ 
\ zung gegen den Abg. bon Kardorff, man ſolle Deuiſchland nicht in den 

Schein jegen, als beſtände es aus einer Majorität von ſchlechten Schuld: 
1 nern, unangenehm berührt. Ich habe alſo nicht von dem geſprochen, was 
die Herren ſelbſt mit ihren Anträgen wollen, ſondern habe nur geſagt: 
wenn die Godlwäbrung angefochten wird von gewiſſen Gegnern mit einem 
\ Beigeſchmack von agrariſchen Tendenzen — ich meine das in dem alten 
klaſſiſchen Sinn der Gracchen —, welcher darauf hinausgeht, die Schulden⸗ 
55 laſt abzuwälzen und eine neue Nivellirung der Geſellſchaft berbeizuführen, 
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ſo bringen Sie uns in den Verdacht, als hätten wir unter den gebildeten 
And angeſeſſenen Landwirthen eine Klaſſe, vie nöthig hätte, eine ſolche agra⸗ 
kriſche Bewegung mitzumachen, um ſich von einer unerträglichen Schulden⸗ 
llaſt zu befreien. Herr v. Mirbach wird, glaube ich, nicht der letzte fein, der 
eine ſolche Auffaſſung bekämpft. : . 
5 ſchwärme durchaus nicht für die Exportirung unſerer Schulden nach 
dem Ausland und die Bewegung, die auf dem engliſchen Börſenmarkt für 
unſere Conſols ſtattgefunden hat; ich glaube, Deutſchland iſt bermögend 
genug, ſeine eigenen Staatsſchulden aufzunehmen und es würde — darin 
bin ich mit dem preußiſchen Finanzminiſter einig — um eine Stufe in 
feiner finanziellen Stellung unter den Nationen berunterfinfen, wenn es 
ſeine Schulden im Ausland contrabiren müßte. Ich glaube auch gar nicht 
an dieſe ganze Bewegung; ſie war ein erfolgloſer Verſuch der Banquiers 
und ich glaube, es war beſſer jo. Die ganze Preisbewegung, die jetzt mit 
der Einführung der Goldwährung in Zuſammenhang gebracht wird, hat 
alſo abſolut nichts mit derſelben zu thun. Die heutigen Betrachtungen des 
Abg. v. Mirbach find etwas antiquirt. Ich unterſchätze die Bewegung und 
ihre Vertreter nicht. Der Abg. Mirbach aber hielt ſeine Reden auswärts 
damals, als die Getreidepreiſe niedrig waren, ſeitdem ſind ſie um 50 pCt. 
geſtiegen. Der Roggen, unſer Hauptgetreide, iſt von 112 M. auf 172 M. 
per 1000 Kilo heraufgegangen, ohne daß der Silberpreis ſich weſentlich ge⸗ 
ändert hat. Wo iſt alſo Zuſammenbang der Edelmetallpreiſe mit den 
0 Waarenpreiſen? Die Waarenpreiſe waren 5 Jahre einer Kriſis niedrig, 
wie dies für ſolche Zeiten charakteriſtiſch iſt; jetzt geben fie wieder herauf, 
weil wir wahrscheinlich am Ende der Kriſis ſind; das hat mit der Gold⸗ 
währung nichts zu thun. Wenn Herr von Mirbach feine Mitgrundbeſitzer 
in Oeſterreich fragen will, ſo werden ſie ihm mit Klagen über Schulden 
und lleberlaſtung gerade jo kommen, wie es in Deutſchland geſchieht. Im 
galiziſchen Landtage rief ein Mitglied aus: „wir galtziſchen Grundbeſißer 
find alle ruinirt.“ Nun in Oeſterreich iſt nicht nur Doppelwährung, ſon⸗ 
dern Papierwährung und eine größere Erleichterung für den, der Schulden 
phat, als Papierwährung giebt es bekanntlich nicht. 
Die generellen Geſichtspunkte des Herrn von Mirbach find falſch, ich bin 
Aber nicht in der Lage, beute in dritter Leſung derartige grundfäßliche 
Fragen zu erörtern. Ich verachte die Bedenken gegen die Goldwährung 
nicht, ich unterſchätze die Beſtrebungen zu Gunſten einer Doppelwabrung 
bezüglich einer Welimünzconvention durchaus nicht, aber ich erachte es doch 
für bedenklich, wenn ein Punkt, der im Jahre 1873 mit großer Majorität 
Angenommen iſt und die ausſchließliche Goldwährung einführt, jedes Mal 
bei der Etatsberalhung in dritter Leſung angegriffen und damit die ganze 
Geſetzgebung der früheren Jahre zur Discuſſion geſtellt wird. Wohin ſollen 
wir da mit unſeren Berathungen kommen und wobin würden wir nament⸗ 
lich kommen, falls wir den Etat nur alle zwei Jahre berathen ſollten. 
Abg. v. Kardorff: Ich verzichte darauf, angeſichts der Geſchäftslage 
des Hauſes dem Abg. Bamberger das zu erwidern, was ich, wie er ſich 
wohl ſelbſt denken kann, gegen ihn auf dem Herzen habe. 
h Abg. v. Mirbach: Der Abg. Bamberger fagt, meine Anſichten find 
falſch; er giebt ſelbſt zu, daß er keine Autorität iſt, ich gebe ihm zu, daß er 
keine Autorität ſei. 
Bei den einmaligen Ausgaben der Poſtverwaltung beantragt 
Stephani: Die in zweiter Leſung abgelehnte erſte Rate von 100,000. M. 
für den Neubau eines Poſtgebäudes am Auguſtusplatze in Leipzig in Höhe 
von 75,000 Mark wieder einzuſtellen. Er weiſt darauf hin, daß die Be⸗ 
luaſſung der Poſt in den alten Räumlichkeiten eine ſchwere Schädigung des 
Verkehrs herbeiführen werde. 8 
* Gebeimer Oberpoſtrath Sachße bittet um Annahme des Antrages; die 
n in Leipzig habe auf Erfordern berichtet, daß es weder mit der 
Ordnung und Sicherheit des Verkehrs, noch mit der Rüdficht auf die Ge⸗ 


ſiundbeit der Beamten vereinbar ſei, den Bau noch ein Jahr lang hinaus 
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Zu ſchieben. Ran 
1 Abg. Richter (Hagen) wäre bereit, dieſe Poſition zu bewilligen, wenn 
das Haus in Bezug auf die Dresdener Kaſerne ſeinem Antrage auf 


bir Ben nachgeben wollte; aber freilich, wenn man für Kaſernenbauten 
* % freigeb Blei dann ſei für ſolche Bauten im Intereſſe des Handels und 
8 erkehrs kein Geld übrig. 


Der Antrag Stephani's wird abgelehnt. 

Beim Etat der Verwaltung des Reichsheeres beantragt Abg. Richter 
agen) die Summe für die Dresdener Kaſerne von 1% Millionen zu 
ſtreichen und hier einmal die viel geprieſene Sparſamkeit zur That zu 
Wachen. Man ſolle der Militärverwaltung nicht geben, was man eben dem 
Handelsſtande Leipzigs verſagt habe. Die Kaſerne fei doppelt fo theuer wie 
eine normale und eine zwedmääige Reviſion der Pläne im naͤchſten Jahre 
werde bedeutende Erſparniſſe ermöglichen. 

bDberſtlieutenant v. d. Planitz beſtreitet, daß die Dresdener Kaſerne zu 
Ideuer iſt, die Lichterfelder Schützenkaſerne koſte noch mehr. 
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Die Adgg. Frege und Stumm berufen ſich auf das Votum der Budget halts verſchloſſener Briefe? 


N ändert nach 
er] Majorität an 


dener ſtädtiſchen Bauamtes, wonach der Boden in jener Gegend 70—107 
bis 120 Mark pro Quadratmeter koſtet. 5 

Abg. Kayſer bemerkt dagegen, das gelte für das hoch gelegene, nicht 
für das Terrain unten an der Elbe. 

Die Poſition wird bewiligt. ; 

Beim Etat der Zölle und Verbrauchsſteuern wiederholt Abg. 
Kabls die ſeit Jahren bei ſeder Etatsberathung vorgebrachte Klage, daß 
die Entſchädigung, welche Elſaß⸗Lotbringen vom Reiche für die Erhebung 
der Zölle und Verbrauchsſteuern erhalte, viel zu gering ſei und bittet um 
eine anderweite geſetzliche Regelung dieſer Entſchädigung. 3 5 

Schagſecretär Scholz: In jedem Jahre iſt an Elſaß⸗Lothringen eine 
Entſchädigung für die Mehrausgaben, welche es für die Zollerhebung 
leiftet, erſtattet worden, fie iſt auch für das nächſte Jahr in Ausſicht 
genommen. 

Bei dem Einnahmecapitel: Statiſtiſche Gebühr bittet Abg. Schlu⸗ 
tow, daß der Bundesrath baldigſt eine Beſtimmung darüber treffen möge, 
welche Güter als Maſſengüter zu betrachten und deshalb nur eine ſtatiſtiſche 
Gebühr von 10 Pf. pro 10,000 Klgr. zu zahlen haben. Jetzt werde Getreide 
als Maſſengut behandelt, Kleie aber nicht. . 2 

Abg. Trautmann bittet, auch die Producte der Kali⸗Induſtrie als 
Maflengüter zu bebandeln, weil ſonſt dieſe Induſtrie durch die ſtatiſtiſche 
Gebühr zu ſehr belaſtet werden würde. 5 

Schatzſecretär Scholz theilt mit, daß die Verhandlungen darüber im 
Bundesratbe noch ſchwebten, daß aber bald eine Entſcheidung getroffen 
werden würde. . . f 

a Stumm empfiehlt ebenfalls, auf die Kali⸗Induſtrie Rückſicht zu 
nehmen. 

Beim Etat der Poſtverwaltung beantragt Abg. Richter (Hagen) 
die Streichung der in zweiter Leſung mit 107 gegen 105 Stimmen bewilligten 
dritten Directorſtelle. 5 ix 

Abg. Delbrück bittet dagegen, bei den Beſchlüſſen zweiter Leſung ſtehen 
zu bleiben. Allerdings ſei es ja unerwünſcht, daß dieſe Forderung nicht 
gleichzeitig mit dem Etat vorgelegt Ei es ſei auch ſehr ſchwer, die Noth⸗ 
wendigkeit einer neuen derartigen Stelle dem Haufe ziffermäßig nachzu⸗ 
weiſen. Die oberſte Leitung der Poſt hatte früher der Handelsminiſter, 
dann der Präſident des Bundeskanzleramts und der Präſident des Reichs⸗ 
kanzleramts. Aber die räumliche Ausdehnung und die intenſive Vermeh⸗ 
rung der Geſchäfte machten die Combination unmöglich, ſo wurde der 
Generalpoſtmeiſter an die Spitze der Verwaltung geſtellt. Die beiden Ab⸗ 
theilungen für Poſt und Telegraphie blieben bei allen dieſen Wandlungen 
beſtehen. Dies iſt der erſte Antrag auf Vermehrung in den höͤchſten Stellen. 
Dieſe Vermehrung können wir bei der extenſiven und intenſiven Ausdeh⸗ 
nung dieſer Verwaltung, und dem Vertrauen, welches wohl Alle in dieſe 
Verwaltung ſetzen, ohne Anſtand genehmigen. 

Abg. v. Benda theilt das Vertrauen, welches der Abg. Delbrück in 
die Poſverwalkung ſetzt; vor allem aber ſei es nothwendig, an die Spitze 
dieſer Verwaltung tüchtige leitende Kräfte zu ſetzen. 5 

Abg. Richter (Hagen): Die Frage ſei keine Vertrauensfrage; in Eng⸗ 
land würde ein Vertrauensvotum mit nur einer Stimme Majorität, wie 
bier in zweiter Leſung, gefaßt, den betreffenden Miniſter veranlaſſen, feine 
Entlaſſung nachzuſuchen. Wollte man aber der Neubildung den Sinn 
geben, daß der Secretär im Reichspoſtamt an die Stelle des früheren 
preußiſchen Handelsminiſters treten ſolle, daß alſo hier ſich vielleicht ein 
Verkehrsminiſterium berausbilden könnte, jo wäre dies um jo mehr Grund, 
gegen die neue Stelle zu ſtimmen. 7 

Abg. v. Kardorff betrachtet die Frage allerdings als eine Vertrauens⸗ 
frage für die Betriebsverwaltung, nachdem der Verwaltung für ihre Bauten 
durch die Abſtriche ein Mißtrauensvotum gegeben ſei. 

Abg. Windthorſt: Von Vertrauen und Mißtrauen iſt hier keine Rede; 
die Abſtriche bei den Bauten ſind nicht aus Mißtrauen gemacht, ſondern 
weil wir kein Geld haben; hätten wir Geld, dann würde ich die Bauten 
bewilligen, denn Nie pflegen ſehr ſchön zu ſein. Ich bewillige die hier in 
Rede ſtehende Position nicht aus Vertrauen, ſondern aus den Gründen, 
welche der Abg. Delbrück dargelegt hat. g , j 

Staatsſecretär Stephan: Die dritte Directorſtelle iſt neben den beiden 
für die Poſt und die Telegraphie ſchon beſtehenden nothwendig geworden, 
weil ſich die Anzahl der Sachen, die weder mit der Poſt noch mit der Tele⸗ 
graphie in Verbindung ſtehen, ſehr vermehrt hat. Dieſe Sachen wurden 
früher beiden Abtheilungen zugewie ſen; außerdem wurde eine ganze Reihe 
von Nummern, ca. 66,000, von den Bureaux erledigt. Aus allen dieſen 
Geſchaften, wozu die Statiſtik, das Rechnungs⸗ und Etatsweſen, die Perſo⸗ 
nalıen, die Bauten, das Disciplinarweſen, die Wittwenkaſſen u. ſ. w. ge 
hören, ſoll die neue Abtheilung gebildet werden. Zu dieſen Arbeiten wür⸗ 
den hinzutreten: das Poſtzeitungsamt, das Poſtanweiſungsamt, welches 
einen jährlichen Umſatz von 3,000,000,000 Mark zu. bewältigen hat, die 
Telegraphen⸗Apparatenwerkſtatt und die Reichsdruckerei, die bisher von der 
Centralinſtanz reſſortirten. Die neue Einrichtung iſt vom Reichskanzler und 
vom Bundeslarh eingehend geprüft worden. Es handelt ſich nicht darum, 
eine Arbeitslaſt abzuwälzen, ich könnte ja die vermehrte Arbeitslaſt noch 
tragen — jam valent humeri — ſondern um eine neue organiſche, noth⸗ 
wendig gewordene Einrichtung. 5 a 

Der Antrag Richter wird gegen die Stimmen der Fortſchrittspartei und 
einiger Nationalliberalen und Ultramontanen abgelehnt, alſo die neue 
Directorſtelle bewilligt. } 5 > 

Beim Poſtetat bringt Abg. Liebknecht noch einen Artikel des „Reichs⸗ 
Anzeigers“ aus dem vorigen Jahre zur Sprache, worin ein Schreiben der 
amerikaniſchen Ponverwaliung publicirt wird, welches dem deutſchen General⸗ 
poſtmeiſter beſcheinigt, daß die Angriffe Liebknecht s gegen denſelben wegen 
Verletzung des Briefgetzeimniſſes an aus Amerika . Briefen 
und welche von hohen Functionären der amerikaniſchen Poſtverwaltung in 
einer Unterhaltung mit einem dortigen Journaliſten angeblich als begründet 
anerkannt ſein ſollen, durchaus haltlos ſind. Der Redner behauptet, viele 
Ehrenerklärung, die ſich der Generalpoſtmeiſter aus Amerika gebolt habe, 
ſel vollſtändig werthlos und die an dieſelbe angeknüpfte indirecte Ver⸗ 
dächtigung feiner — des Redners — Wahrheitsliebe ganz unmotivirt. Er 
habe damals nicht behauptet, daß Beweiſe für ein ſtrafbares Vorgehen der 
deutſchen ee e vorliegen, ſondern daß man nur in Amerika 
über ein ſolches klage, wie ein Artikel der „Illinois⸗Zeltung“ beweiſe. 
Keineswegs ſei das deutſche Briefgeheimniß bei den Amerikanern ſo über 
allen Zweifel erhaben, wie der Staatsſecretär Stephan zu glauben ſcheine. 
Von markirten Briefen, die man als Falle für die deutſche Poſtperwaltung 
aus Amerita an die Adreſſen deutſcher Socialdemokraten abgeſchickt habe, 
ſei immer nur von 20 einer richtig angekommen; auch Geldſendungen ſeien 
auf dieſe Weiſe unterwegs verloren gegangen. Der Redner legt in Amerika 
verbreitete Carricaturen des deutſchen Generalpoſtmeiſters und ſeiner 
Wahrung des Briefgeheimniſſes auf den Tiſch des Hauſes nieder, wo ſie 
von den Mitgliedern des Hauſes eifrig betrachtet werden. Er bringt ſo⸗ 
dann eine längere Reihe von Einzelfällen vor, wo der Inhalt von ver⸗ 
ſchloſſenen Sendungen für deutſche Socialdemokraten widerrechtlich von der 
Poſt erkundſchaftet und dann der Polizei reſp. dem Staatsanwalt aus⸗ 
geliefert ſeien. Er erbietet ſich, jeden Fall vor Gericht oder vor einer ad 
hoc niedergeſetzten Commiſſion des Hauſes mit Beweiſen zu belegen. So 
ſei die Poſt eine Schule der Spionage und der Denunciation geworden. 
(Ordnungsxruf des Präſidenten.) 20. 4 

Oberpoſtrath Kramm: Die amerikaniſche Erklärung hat ja ergeben, 
daß die Angriffe wegen Verletzung des Briefgeheimniſſes bei uns unbe 
gründet find. wi; über angeblich verloren gegangene Briefe lommen 
öfter vor, ohne daß bewieſen iſt, daß ſie auf der Poſt verloren gingen. 
Das Socialiſtengeſetz legt der Poſtperwaltung verſchiedene Verpflichtungen 
auf, namentlich in Bezug auf Kreuzbände, die he mit ſocialiſtiſchen Schriften 
findet; ſolche darf ſie nicht befördern. Briefe werden nur auf Requiſition 
des Staatsanwaltes ausgeliefert, nicht auf Verlangen der Polizei. 
Fall von Verletzung des Briefgeheimniſſes wird von der zuständigen Über: 
voſtdirection ſtrengſtens unterſucht. An dieſe mag ſich auch der Vorredner 
wenden. Bevor dort die Entſcheidung erfolgt iſt, kann kein Fall in der 
Centralinſtanz behandelt werden. Daß die Post keinen Spionirdieuſt leiſtet, 
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Berlin, 18. Marz. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat dem 
Pfarrer, Metropolitan a. D. Kröger zu Abterode, im Regierungsbezirk 
Kaſſel, den Rotben Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Rechtsanwalt, Juſtiz⸗ 
Rath Riotte zu St. Johann⸗Saarbrücken, den Königlichen Kronen⸗Orden 
dritter Klaſſe; dem Küſter Koglin zu Stargard in Pommern das Kreuz 
der Inhaber des Königlichen Hausordens von Hohenzollern; dem Schul⸗ 
lehrer, Küſter und Organiſten Schwanke zu Schwichtenberg, im Kreiſe 
Demmin, den Adler der Inhaber deſſelben Ordens: dem Förſter Müller 
u Zäckerick, im Kreiſe Königsberg N.⸗M., das Allgemeine Ehrenzeichen: 
owie dem Hausvater der Prinz⸗Carl⸗Stiftung zu Charlottenburg Friedrich 
Loos, und dem Stellmacher Hermann Fuhr zu Groß⸗Kumilsko, im Kreiſe 
Johannisburg, die Rettungsmedaille am Bande verliehen. 

Se. Majeſtät der König bat dem Kreis⸗Wundarzt des Kreiſes Weſt⸗ 
bavelland und Stadtpbyſikus Dr. Wolrad Kreusler zu Brandenburg a. 9- 
und dem Kreis⸗ Wundarzt des Kreiſes Weſtpriegnitz Dr. Eduard Gerhard 
Jagemann zu Wittenberge den Charakter als Sanitätsratb, ſowie dem 
Nunſt⸗ und Handelsgärtner Guſtav Schmidt zu Berlin das Prädicat eines 
Königl Hoflieferanten verliehen. 

Bei der Berliner Königlichen Münze iſt die zweite Münzwardeinſtelle 
vom 1. April d. Js. ab dem Münzwardein Bork aus Frankfurt a. M. ver? 
liehen worden. — Der praktiſche Arzt ꝛc. Dr. v. Räsfeld iſt unter Be⸗ 
laſſung ſeines Wohnſitzes in Dorſten zum Kreiswundarzt des Kreiſes Reck⸗ 
linghauſen ernannt worden. — Der Oberförſter Brick zu Steinau ift auf 
die durch den Tod des Oberförſters Eyber erledigte Oberförſterſtelle zu 
F im Regierungsbezirk Potsdam und der Oberförſter Pape zu 

2 1585 auf die Oberförſterſtelle zu Steinau im Regierungsbezirk Kaſſel 


verſetzt worden. 

Berlin, 18. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König) 
nahm heute den Vortrag des Militär⸗Cabinets entgegen und beſichtigte 
demnächſt die Turnlehrer⸗Bildungs⸗Anſtalt. Geſtern beſuchte Se. 
Majeſtät der Kaiſer und König mit Ihrer Majeſtät der Kaiſerin und 
und Königin und Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin von 
Baden die Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
begab ſich geſtern früh 7% Uhr nach dem Anhaltiſchen Bahnhofe zum 
Empfang Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin von Baden, 
wohnte um 11% Uhr der Vorſtellung der Leib = Compagnie des 
1. Garde⸗Regiments z. F. durch Se. Königliche Hoheit den Prinzen 
Wilhelm vor Sr. Majeſtät dem Kaiſer im Luſtgarten zu Potsdam 
bei, kehrte um 4 Uhr hierher zurück und folgte der Einladung Ihrer 
Majeftäten um 5 Uhr zum Diner und um 9% Uhr zum Thee. 


a (Reichs⸗Anz.) 
Berlin, 18. Marz. [Bundesrathsſitzung. — Ver 
trag zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich über Beglaubi⸗ 
gung von Urkunden. — Herrenhaus⸗Commiſſion für die 
Verwaltungs⸗Geſetze.] Der Bundesrath hielt heute Nachmittag 
2 Uhr im Reichstagsgebäude eine Plenarſitzung unter dem Vorſitz des 
Staatsminiſters Hofmann. Eine Vorlage über die Geſchäfte des 
Reichsgerichts bis Ende des Jahres 1879 wurde zur Kenntniß ge⸗ 
nommen. Weitere Vorlagen über den am 25. Februar d. J. abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag mit Oeſterreich⸗Ungarn wegen der Beglaubigung 
Öffentlicher Urkunden, ſowie wegen Zulaſſung von Abweichungen von 
den Beſtimmungen des Eiſenbahnbetriebs⸗ und Polizei⸗Reglements 
gingen an die Ausſchüſſe. Ein Antrag, betreffend das Penſtions⸗ 
Verhältniß von Cadettenlehrern, wurde angenommen. Es folgte 
ſodann elne lange Reihe mündlicher Berichte über die Ent⸗ 
würfe für Elſaß⸗Lothringen, betreffend die Erhöhung der Licenz⸗ 
gebühr für den Kleinverkauf von Branntwein, über Ge⸗ 
werbegerichte, über Vergütung der Reiſekoſten für Geſchworene de., 
über Ausführung des Gerichtskoſten⸗Geſetzes, über Feſtſtellung 
des Landeshaushalts für 1880/81, endlich über die Verwendung 
von Zuchthengſten. — Der Entwurf über die Küſtenfrachtfahrt wurde 
nach den bereits mitgetheilten Ausſchußanträgen angenommen. Zur 
Verhandlung ſtanden ferner Ausſchußberichte über Eingaben und Er⸗ 
ledigung laufender Geſchäfte. — Der Vertrag zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich über die Beglaubigung der von öffentlichen Behoͤrden 
ausgeſtellten oder beglaubigten Urkunden umfaßt 6 Artikel. 

Artikel 1 lautet: „Urkunden, welche von Civpil⸗ oder Militärgerichten in 
ſtreitigen oder nicht ſtreitigen bürgerlichen Angelegenheiten und in Straf⸗ 
ſachen ausgeſtellt werden, bedürfen, wenn ſie mit dem Amtsſiegel verſehen 
find, keiner Beglaubigung. Ausfertigungen deutſcher kriegs, ſtand⸗ oder 
ſpruchgerichtlicher Erkenntniſſe müſſen ei das zuſtändige Militärgericht 
beglaubigt werden.“ Es werden dann die Behörden aufgezählt, welche in 
Deutſchland, in Oeſterreich und in Ungarn berechtigt ſind, Urkunden aus⸗ 
9 die den gerichtlichen gleich ſind. Artikel 2 lautet: „Die von 

otaren, Gerichts vollziedern und anderen gerichtlichen Hilfsbeamten, ferner 
die im Deutſchen Reich von Standesbeamten, ſowie von den Hypo⸗ 
theken⸗Bewabrern ausgefertigten Urkunden bedürfen der gerichtlichen 
Beglaubigung. Dieſe iſt als erfolgt anzuſehen, wenn fie die Unter⸗ 
ſchrift und das Amtsſiegel eines Gerichtes des Staates trägt, 
in welchem der Ausſteller ſeinen amtlichen Wohnſitz hat. Wechſelproteſte, 
welche von Notaren, Gerichtsvollziehern oder Gerichtsſchreibern ausgeſtellt 
und mit deren Amtsſiegel verſehen ſind, bedürfen feiner weiteren Beglau⸗ 
bigung. Das Gleiche gilt von den mit einem Amtsſiegel verſehenen Aus⸗ 
fertigungen der in Ungarn mit der Aufbewahrung bon Privaturkunden 
geſetzlich betrauten Capitel und Ordensconvente. Artilel 3. Auszüge aus 
den Kirchenbüchern über Taufen, Trauungen oder Todesfälle, welche in 
Deutſchland unter dem Kirchenſiegel ertheilt werden, bedürfen der Beglau⸗ 
bigung durch das für den betreffenden Sprengel zuſtändige Cipilgericht und 
außerdem einer von dieſem Gerichte darüber auszuſtellenden Beſcheinigung, 
daß der Ausſteller des Auszuges zur Ertbeilung deſſelben befugt ſei. — 
Werden dergleichen Auszüge von einem deutſchen Militärgeiſtlichen aus⸗ 
geftellt, fo iſt die Beglaubigung, ſowie die Beſcheinigung von dem Militär⸗ 
gerichte zu ertheilen. In Oeſterreich und Ungarn bedürfen die Auszüge 
aus den amtlichen Geburts⸗, Trauungs⸗ und Sterbematriken, ſoweit 
dieſe nicht durch eine politiſche Verwaltungs⸗Behorde geführt werden, 
die Beglaubigung durch die zur Beaufſichtigung des Matrikenführers 
berufene politiſche Verwaltungs ⸗ Behörde erſter Inſtanz. Wenn der 
Matrikenführer aber einer Militärbehörde unterſteht, fo iſt die Beglaubigung 
durch das vorgeſetzte Landesvertheidigungsminiſterium bezw. Kriegs mini⸗ 
ſterium zu ertheilen. Die den boritebenden Beſtimmungen gemäß beglau⸗ 
bigten Auszüge bedürfen keiner weiteren Beglaubigung. Art. 4. Urkunden, 
welche von einer der oberſten Verwaltungsbehörden des Deutſchen 
Reiches, oder eines deutſchen Bundesſtaates, oder den gemeinſamen 
oberſten Verwaltungs⸗Bebörden der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie, 
oder der oberſten Verwaltungs⸗Bebörden Oeſterreichs oder Ungarns, 
oder von einer He ſtaatlichen oder kirchlichen boͤbheren Ver⸗ 
. ya Sohh ausgeſtellt oder beglaubigt find, bedürfen keiner wei⸗ 
teren Beglaubigung. Die beiden vertragenden Theile werden ſich die hier 
in Betracht kommenden Behörden, ſowie die ſich bierauf beziehenden Aen⸗ 
derungen der Behörden bekannt geben. Die von einer anderen, als den 
eben aufgezäblten Behörden ausgeſtellten oder beglaubigten Urkunden he⸗ 
dürfen der Beglaubigung von Seiten derjenigen unter den genannten Be⸗ 
börden, welcher die ausſtellende Behörde untergeordnet iſt. Jedoch * 
es in Betreff der Reihelegitimationen bei den bisherigen Vorſchriſten ſein 
Bewenden, auch werden die Erleichterungen nicht berührt, welche durch ber 
ſondere Vereinbarungen namentlich für den Handelsverkehr und für das 
Zollverfahren gewährt find. Endlich iſt für Urkunden, welche von den 
Finanzbehörden einschließlich der Forſtamter in den ren ausgeſtellt 
werden, keine weitere Beglaubigung erforderlich. Artikel 5. Die einer 
Privaturkunde von einer nach dieſer Uebereinkunft zuſtändigen Behörde 
beige te Beglaubigung bedarf keiner weiteren Beglaubigung.” 

ac Art. 6 tritt der Vertrag zehn Tage nach feines Veröffentlichung im 
Kraft. Damit verlieren alle früher 
ſtaaten und Oeſterreich⸗Ungarn abge 


wiſchen einzelnen deutſchen Bundes⸗ 
ſchlaßßenen erttäge über denſelben 


noch 9 . 1 ift ꝛc. 1 
Im Herrenhauſe iſt noch vor der Vertagung ein ommiſten 
bung der Verwaltungsgeſetze gewählt worden, in welcher! 
men von Bernuth und Graf zur Lippe den Vorſitz führen. Unter 
N Referenten über die einzelnen Titel befindet ſich auch der Staats: 
Mer a. D. Dr. Friedenthal. 
„ON Berlin, 18. Min. [Die dritte Leſung des Reichs⸗ 
s altsetals.] Die rein geſchäftsmäßige Erledigung des Reichs⸗ 
0 haltsetats, mit welcher der Reichstag ſich in feiner letzten Sitzung 
0 den Ferien befaßte, fand eine intereſſante Unterbrechung durch den 
Iden Abgg. Richter und Lasker eingebrachten Antrag, die Reichs⸗ 
den mögen bei Zuwendung von Inſeraten für Zeitungen nur 
Zweckmäßigkeit der Verbreitung und nicht die politiſche Partei: 
gung der Blätter in Betracht ziehen. Man erinnert ſich des preu⸗ 
gen Staatsminiſterialbeſchluſſes, der fo viel Staub aufwirbelte und 
dus im Abgeordnetenhauſe zur Sprache gebracht wurde. Man 
ſunert ſich auch der vielen Unzuträglichkeiten, welche die einſeitige 
ſchünſtigung conſervativer Parteiorgane in Beziehung auf das 
honcenweſen zur Folge gehabt hat und welche im Intereſſe einer 
Mit weiten, ſchnellen und eindringlichen Verbreitung amtlicher 
eigen einer Abhilfe bedürftig find. An der Discuſſton, die zum 
ell recht lebhafte Formen annahm, betheiligten ſich außer den 
Antügftellern die Abgg. Windthorſt, von Kardorff und der Kriegs⸗ 
ter. Abg. Rickert hob gegenüber dem von dem Letzteren präci⸗ 
zun Standpunkt hervor, daß der Reichskanzler im Gegenſatz zu 
em preußiſchen Collegen ſtets daran feſtgehalten habe, die 
ubreitung eines Blattes als Norm dafür zu betrachten, ob es für 
liche Publicationen geeignet fet ober nicht, unbekümmert um deſſen 
life Farbe. Und der Abg. Richter war gewiß zu der Frage be⸗ 
igt, was die Herren von der Rechten wohl ſagen würden, wenn 
i Fortſchrittspartei, welche in Oſtpreußen in allen Verwaltungs⸗ 
üßern der Communen und ber größeren Verbände die Majorität habe, 
N aus deren Reihen der gegenwärtige Landesdirector jener Provinz 
err v. Saucken⸗Tarputſchen hervorgegangen, ihrerſeits fo verfahren wollte, 
ze man jetzt gegenüber den liberalen Blättern verfährt. In der That kann 
ur als ein fehr fadenſcheiniges Argument gelten, das decorum der ein⸗ 
men Organe der Preſſe als maßgebend für die Regierung zu bezeichnen. 
zer wollte die conſervative Preſſe etwa in Rückſicht auf das deco- 
am einen Unterſchied zwiſchen ihr und den liberalen Blättern 
uulren? Es müßte viel Selbſtbeſpiegelung dazu gehören, um von 
der Seite eine ſolche Behauptung zu wagen. Der Antrag Richter⸗ 
0 ker wird mit großer Majorität angenommen. — Belm Marine: 
t kehrte die merkwürdige Idee des Abg. v. Ohlen auf Errichtung 
0 Stelle eines Generalinſpecteurs der Marine wieder. Daß dies 
lr nicht der richtige Weg wäre, um die mancherlei Schäden in un⸗ 
zem Seeweſen zu befeitigen, das dürfte dem Abgeordneten, der ſich 
zäh in dieſen Gedanken verbiſſen hat, ſchon aus der überaus ge⸗ 
Nun Unterſtützung klar geworden ſein, die er im Reichstag erhielt. 


a im Gegenſatz zu ihm läßt ſich vielmehr behaupten, daß ein General⸗ 
! 


ecteur mehr Verwirrung und Reibung hervorrufen würde (in 
zn berechtigten Wunſche, feine Stellung würdig auszufüllen) als 
ir den ſüftete. Die Erfahrung ſpricht wenigſtens in Preußen nicht 
oft vom Abg. von Ohlen vorgeſchlagene Maßregel, und der Ab: 
ordnete Richter wiez mit Recht darauf hin, daß wohl in keinem 
beige der Verwaltung, ſelbſt nicht beim Landheere, die Einheitlich⸗ 
der Directive ſo feſt gewahrt blelben müßte, als bei der Marine. 
Bei Gelegenheit des Juſtizetats unterbrach der Abg. von Ludwig 
1, würdevolle Langweiligkeit der ununterbrochenen Ziffern und Poſten⸗ 
dußzählung ſeitens des Präſidenten durch eine ſeiner bekannten Brand: 
wen, die in ihrer geradezu demagogiſchen Form ihm einen Ord⸗ 
Au deruf einbrachte. Herr von Ludwig ging in feiner Unzufrleden⸗ 
0 mit der Geſetzgebung der letzten zehn Jahre und mit deren 
aden ſo weit, daß er das Strafgeſetzbuch des Deutſchen Reiches eine 
i der Schurken und Betrüger, einen Schmerz aller ehrlichen Leute 
unte. — Im Uebrigen gab dieſer Poſten keinen Anlaß zu weiteren 
ö ſemerkungen, ebenſowenig die meiſten der übrigen Etatspoſten. Nur 
un Etat der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung erhob ſich über den 
N der Budgetcommiſſton abgelegten Neubau des Leipziger Poſt⸗ 
des und ebenſo ſpäterhin, bei Gelegenheit des Militäretats über 
* Kaſernenbau in Dresden eine längere Discuffion, die beim Leip⸗ 
9 1b Poſtbau zur Ablehnung führte, trotz eifriger Befürwortung ſeitens 
ht, bg. Stephani; beim Dreöbener Kaſernenbau die Annahme der 
Werten Pofition zur Folge hatte. 
Marine. S. M. gedeckte Corvette „Vinetg“, 19 Geſchütze, Comman⸗ 
* Men apitän zur See Zirzow, iſt laut telegraphiſcher Nachricht in Panama 


ul der boten auf Grund des e ee e wurde das 
den Angabe des Druckers und Verlegers erſchienene Flugblatt, enthaltend 
gen, Arkikel mit ver Ueberſchrift: „Socialiſtiſche Arbeiterpartei Deutſchlands. 
ſbrude und, Parteigenoſſen!“ und der Unterſchrift; „Deutschland Ende 
bit har 1880“, ſowie einen Aufruf, betreffend die in Zürich erſcheinende 
a der Socialdemokrat“, mit der Auſſchrift: „Freunde und Partei⸗ 


Frankreich. 


mr Paris, 16. März. [Aus dem Senate. — Protectio⸗ 
ide Siege in der Deputirtenkammer. — Erkrankung 
ſeſnbettas. — Eine Biographie de Freyeinets. — Die 
ſoſuiten. — Triumph eines öſterreichiſchen Erfinders.] 
bc einer langen, fat dreſſtündtgen Rede Gavarbie'® hat geſtern der 

nat das Ferry'ſche Geſetz, ſowie es aus der erſten Leſung hervor: 
er 
F amen verworfen, was bewelſt, daß die Majorität vom letzten 
| "ag ‚diefelbe geblieben. Das Gefe in feiner. Geſammtheit wurde 
\ 
1 ii eihten) angenommen. Das Intereſſe der gefrigen Senatsfigung 


Mungen, 
let 8 


1 
Mr an im Namen der Minorität der Commiſſion den früheren Ar⸗ 
ten als Amendement eingebracht hatte, der Conſeilspräſident in: 


dit 
derung zu ſuchen. 


ie end 


\ orten 
rklaru 
die Li 


ar 
i e fi 
1 h ngaiſe“ 


ur: 
die 


dan 


N 5 einet 

e wir ſeit dem Ende des Schreckensjahres kennen g 
Me 4 alfo eine feite Meinung über die wichtige Frage, 
um die es ſich handelt“ ... In der Deputirtenka mmer feierte 
die protectioniſtiſche Commiſſion geſtern zwei kleine Siege; ihre 
Schlachtopfer waren die unglücklichen Hammel und Schweine, denen 
bei Strafe von 1 Fr. 50 pro Kopf der Eintritt in Frankreich ver⸗ 
ſagt wurde; die Regierung hatte ſich mit 50 Centimes pro Stück 
begnügen wollen. Majorität 256 gegen 222. Der Talg hingegen 
ging mit 319 gegen 138 Stimmen ſtraffrei aus. Glücklicher Talg! 
— Ad vocem Deputirtenkammer behauptet „Gaulois“ in einer 
ziemlich langen Note, daß der Präſident der zweiten Kammer 
nicht unbedenklich erkrankt ſei; eine Herzverfettung bedrohe ihn, und 
er habe gegen ſeine, ſelbſt unter den ſchlimmſten Umſtänden bei⸗ 
behaltene Gewohnheit, täglich auszufahren, ſeit 48 Stunden das 
Zimmer hüten müſſen. Bei der Gelegenheit ſingt „Gaulois“ dem 
bedeutendſten Vertreter der republikaniſchen Partei merkwürdigerweiſe 
ein Loblied, vergleicht ihn mit Mirabeau und erklärt, daß ſein Hin⸗ 
ſcheiden in dieſem Augenblicke gerade fo wie das des berühmten Volks⸗ 
redners der großen Revolution ein wahres Nationalunglüd für Frank: 
reich wäre. Ueberhaupt ſcheint „Gaulois“ diesmal ſeiner bonapar⸗ 
tiſtiſchen Tradition untreu geworden zu ſein. An erſter Stelle ver⸗ 
öffentlicht dieſes Blatt eine biographiſche Skizze de Freyeinet's aus 
der Feder Robert Mitchell's, die jedes Mitglied des linken Centrums 
hätte unterſchreiben können. — Um die Sefulten muß es ſchlecht 
ſtehen, denn der „Figaro“ glaubt ihnen einen apologetiſchen Artikel 
widmen zu ſollen. — Triumph eines öſterreichiſchen Erfinders. Die 
in Wien bekannte pneumatiſche Uhr des Herrn Popp iſt geſtern ½6 
Uhr Abends zum größten Vergnügen der Pünktlichkeit liebenden und 
zur Verzweiflung der einer unregelmäßigen Lebensweiſe hingegebenen 
Pariſer mit anſcheinend glänzendem Erfolge in Gang gebracht worden. 
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Vorträge und Vereine. 


—d. Breslau, 17. März. [Bezirksverein für den öſtlichen Theil 
der inneren Stadt.] In der heutigen Verſammlung wurde zunächſt 
ohne jede Debatte beſchloſſen, einer Petition des Bezirksvereins für den 
ſüdweſtlichen Theil der Schweidnitzer Vorſtadt an den Oberlandesgerichts⸗ 
Präſidenten, betreffend die Wiederberitellung des früheren Inſertionsmodus 
ſeitens des Handelsgerichts, beizutreten. — Buchhändler Morgenſtern 
empfiehlt durch Schreiben das von ihm herausgegebene „Breslauer Bürger: 
buch“ den Mitgliedern des Vereins zu einem ermäßigten Preiſe. Ausgelegt 
find Proſpecte des in Berlin erſcheinenden „Rechtsſchutz.“ Angekündigt 
wird das Erſcheinen der „Breslauer Communal⸗ Zeitung.“ — Demnächſt 
bielt Rechtsanwalt Bellier de Launay einen feſſelnden, lehrreichen und 
mit großem Beifall aufgenommenen Vortrag über „Einfluß der neuen Civil⸗ 
Proceßordnung auf einzelne Zweige des praktiſchen Lebens.“ Der Vor⸗ 
ſitzende, Director Klinkert, ſprach dem Redner den Dank der ſehr zahl⸗ 
reich beſuchten Verſammlung aus, die ihrerſeits den Dank durch Erheben 
von den Plätzen bekundete. — Bezüglich der im Verein wiederholt gerügten 
Uebelſtände auf der Liebichsböhe fübrt der Vorſitzende aus, daß ſich dies 
ſelben zumeiſt auf den zwiſchen Pächter und Stadtbehörde ſtipulirten Ver⸗ 
trag gründeten. Es werde darum Sache des Vereins fein, da am zZliſten 
März 1881 der Pachtvertrag abläuft, ſich etwa gegen Ende des Jahres 
nochmals mit dieſer Frage zu befaſſen und die diesbezüglichen Wünſche dem 
Magiſtrat reſp. der Stadtverordneten ⸗Verſammlung vorzutragen. Tiſchler 
Heinke fübrt eine Menge Fälle an, in welchen der Pächter die ſtipulirten 
Vertragsbedingungen überſchritten haben ſolle, namentlich was die Ab 
ſchließung der erſten Etage des Thurmes, die Abhaltung von Concerten 2c. 
anlange und beantragt, nochmals beim Magiſtrat vorſtellig zu werden. 
Nachdem Klempinermeiſter Scholz gegen dieſen Antrag, weil vorausſichtlich 
ausſichtslos, geſprochen hatte, wurde derſelbe doch angenommen und eine 
Commiſſion beſtimmt, ein Memorandum auszuarbeiten, um beim Magiſtrat 
und bei der Stadtverordneten⸗Verſammlung vorſtellig zu werden. — An⸗ 
läßlich einer Frage wurde beſchloſſen, bezüglich des ſchlecht paſſirbaren und 
ſehr unſauberen hinteren Theiles der Münzſtraße beim Magiſtrat vorſtellig 
u werden. — Zum Schluß wurde noch mitgetheilt, daß die Schiffseigner 

chierſe u. Schmidt, welche gegen den Schloſſermeiſter Wille, der in 
einer vorjährigen Sitzung die Vorgänge auf einem Dampfer gelegentlich 
der Rückfahrt des Vereins von einem Ausfluge nach Maſſelwitz beleuchtet 
hatte, klagbar geworden waren, koſtenpflichtig abgewieſen worden ſeien. 


—d. Breslau, 17. März. [Der Verein zur Unterſtützung hilfs' 
bedürftiger Familien der ausrückenden Reſerven und Wehr⸗ 
männer des Reſerve⸗Landwehr⸗Regiments Breslau Nr. 38, 
ſtädtiſchen Antbeils, ] hielt beute Nachmittag im rathhäuslichen Seſſions⸗ 
zimmer Nr. III, unter dem Vorſitz des Oberſt Stöckel, ſeine General⸗Ver⸗ 
ammlung. Nach dem vorgetragenen Kaſſenberichte hat die Kaſſe einen Be⸗ 
tand von 8111,37 M. Nach Ertheilung der Decharge wurde Rector Dobers 
als Vorſtandsmitglied auf weitere 3 Jahre wiedergewählt und hierauf die 
Verſammlung geſchloſſen. 


nn. Breslau, 17. März. [Im Vereine katholiſcher Lehrer! 
hielt College Glatzel einen Vortrag „Ueber zunehmende Robbeit und 
Sittenloſigkeit.“ Der Vortrag war von großem Intereſſe und veranlaßte 
eine äußerſt lebhafte Debatte zwiſchen den Herren Canonicus Künzer, 
chulinſpector Dr. Höhnen und den Lehrern Schaffer und Zieſché. — 
Zwei Vereinsmitglieder, Rector Ertel und Lehrer Benno Hahn, feiern 
nächſtens ihr 25 jähriges Amtsjubiläum. Zur Gratulation deputirte der 
Verein die Lehrer Hertel, Deutſchmann II. und Rector Münch einer: 
ſeits, und Deutſchmann I., Rector Bliemel und Lehrer Schröter 
andererſeits. 


— 


Handel, Induſtrie ze. 


Berlin, 18. März. [Börſe.] Die Ausſichten, die uns geſtern an dieſer 
Stelle die Entwickelung des Bötſengeſchafts prognoſticirten, haben ſich be’ 
reits beute beſtätigt. Auch an der Börſe iſt der Stillſtand die erſte Be⸗ 
dingung für den Rückgang, und ſo iſt, nachdem während der jüngſten Tage 
wenigſtens noch einigermaßen eine feſte Tendenz behauptet worden war, 
beute die flaue Stimmung zum Durchbruch gekommen. Der Beginn des 
Geſchäſts zeigte zwar auch beute noch eine leidlich feſte Haltung, welche 
ihren Ausgang von den Actien der Rumäniſchen Eiſenbahn nahm, die auf 
die Zurückweiſung des bekannten Proteſtes gegen die Beſchlüſſe der General: 
verſammlung ſeitens des Berliner Lanpgerichts zu höherem Courſe einen regeren 
Umſaß erfuhren. Sehr bald machte ih aber, und mit beſonderem Nachdruck, auf 
dem localen Markte die Neigung zu Abgaben geltend, welche die Courſe durch⸗ 
wegs in eine rüdglingige Bewegung brachten. Die wenig günftige Haltung 
der Eiſenpreiſe auf dem Glasgower Markte, wie die neueſten Meldungen 
aus dem Dortmunder Montanbezirke boten der Contremine für ihre Opera⸗ 
tionen eine kräftige Unterſtützung. Beſonders empfindlich war der Cours⸗ 
verluſt von Commandit, gegen welche mit größter Heftigkeit tr r en 
wurde, nachdem bereits Bellen am Schluſſe der Börfe ein ſolcher Verſuch 

emacht worden war. Die Contremine führte an, daß die Dividende im 

iderſpruch mit den bisherigen Erwartungen pro 1879 nur 9½ pCt. be⸗ 
tragen würde, wäbrend unſeres Wiſſens eine Berechnung der Dividende 
ſeitens der Verwaltungsorgane der Geſellſchaft noch gar nicht erfolgt iſt. 
Aber auch auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung durchaus 
flau. Die Mittbeilung, daß die preußiſche Regierung den Ankauf der 
Mainz⸗Ludwigsbafener Eiſenbahn beabſichtige, hatte zwar bei der Luſtloſig⸗ 
keit der Börſe einen größeren Eindruck auf dieſelbe nicht hervorgerufen, 
trotzdem war das geſtern Abend erfolgte offieiöſe Dementi nicht im Stande, 
die Verſtimmung auf dem N nt zu erhöhen. Verhältniß 
mäßig, feſt, aber obne größere Umſätze zu zeigen, blieb der Markt 
öſterreichiſch⸗ungariſcher Renten, für welche der Wiener Platz eine freund: 
lichere Stimmung an den Tag legt. Die höheren Courſe, welche in 
dieſen Werthen im Laufe der jüngſten Woche erzielt worden ſind, wurden 
auch als Motiv für die Coursſteigerung angeführt, die man rumäniſchen 
Aetien gegenüber ihrem Coursſtand vor Einreichung jenes Proteſtes zu 
Tbeil werden läßt. Der Rentenwerth habe eben in der Zwiſchenzeit 
eine Erhöhung erfahren und ſo ſeien auch Rumänen gegenwärtig einen 
böheren Preis werih. Im weiteren Verlaufe des Verkehrs nahm die 
Mattigkeit der Haltung an Intenſität zu und die Börfe ſchloß in durchaus 
matter en Es notiren auf dem internationalen Markte Credit 530% 
bis 24%, Franzoſen 470-68, Lombarden 152—1, Oeſterreichiſch⸗Ungar. 


Sernt haben. 1 


Lage in zu 4. 
ſchritte; nur die langen Kündigungsfriſten und die 


i „50 (Borpr.. 
Bank Commandit 18005 
. 5 


Auf dem localen. Ma mlen-ſehr matt. 
3743. 4, Worm. Ste 38701. 30 


Dar waren 
bis 3,75—4—3, Laura 127,90-6% 


Rumänen erfolgten, ergänzt durch den hohen Cours, bald umfangreichere 


Abgaben, welche den Cours ein wenig drücken, ohne daß indeß die Stim⸗ 
mung für dieſe Actien dadurch weſentlich alterirt worden wäre. 
kanntmachung der Dividende der Breslau⸗Freiburger Eſſenbahn machte 
keinen Eindruck. Auf dem Anlagemarkt führte der Mangel an Kaufluſt, 
welcher auch bier bereits ſeit einiger Zeit ſehr fühlbar iſt, heute durchweg 
Abſchwächungen herbei. Nur für 4 procentige preußiſche Prioritäten bes 
tand einige Nachfrage. Auf dem Caſſamarkte waren große 8 
ahnen matt, kleine Bahnen geſchäftslos. Banken und Induſtriewerthe 
matt. Geld 2 pCt. im Pripatdiscont. Ruſſ. Zollcoupons 20,57. 
Courſe um 2% Uhr: Matt. Ereduactien 524,—, Lombarden 151,50, 
Frauzoſen 468,50, Reichsbank 153,—, Disconto⸗Commandit 182,50, Lauras 
ütte 126,00, Dortm. Union —,-, Türken 10,50, Italiener 82,00, Oeſter⸗ 
reichiſche Goldrente 74,37, Ungariſche Goldrente 87,75, Oeſterr. Silberrente 
62,12, do. Papierrente 61,37, proc. Ruſſen 88,25, Köln: Mindener —,—, 


Die Be⸗ 


Rheiniſche 158,00, Bergiſche 105,75, Rumänen 51,50, Nuſſ; Noten 214,50, 


Dortmunder 90,00, II. Orient⸗Anleihe 60,00, III. do. 59,87. 

Couvens. (Courſe nur für Posten.) Deiterr. Silbernen. ⸗Cp. 171,40 bez., 
do. Eiſenbahn⸗Coupon 171,40 bez., do. Papier in Wien zahlbar mit, 
40 Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,185 bez., do. Eiſenb.⸗Prior⸗ 
4,185 bez, do. Papier⸗Dollars 4,185 bez., 6 New⸗Nork⸗Citv 4,185 bez, 
Rufi. Ceniral⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. verl. min. 75 P. 
t. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchan, Ruß iſcher Zol 20,55 

ez., 22er Ruſſen —.—, Große Ruf iſche Staatsbahn —,— bez., Ruſſ. 
Boden⸗Credit —.— bez., Warſchau⸗Wienen Comm. — bez., Rumäniſch. 
Divid.⸗Sch. per 1879 10,10 bez., Warſchau⸗Terespol — bez., 3% und 
5% Lombard min. — Pl. Paris, Diverſe in Paris zahlbar min. — Pf. 
Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer minus — Pf. Paris. 
Belaiſche minns — Pf. Brüſſel, Verl. Air -Dblicat 20,45 bez. 


London, 18. März. [(Bankaus weiß.] Totalreſerve 17,881,000 Pfd. 
St., Notenumlauf 26,289,000 Pfd. St., Baarvorrath 28,971,000 Pfd. St., 
Portefeuille 22,585,000 Pfd. St., Guthaben der Privaten 26,839,000 Pfd. 
St., Guthaben des Staatsſchatzes 11,473,000 Pfd. St., Notenreſerve 
16,237,000 Pfd. St., Regierungsſicherbeit —, — Pfd. St. a 


[Rumanifhe Eiſenbahnen⸗Geſellſchaft.] Der bereits telegraphiſch ges 
meldete Beſchluß des Landgerichts lautet wie folgt: „Die gegen die amts⸗ 
gerichtliche Verfügung vom 10. und 11. d. Mis. erhobene Beſchwerde wird 
für begründet erachtet. Die Vorſchriften des Artikeks 214 Allg. Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs betreffen ſchlechthin alle auf Abänderung der Beſtimmun⸗ 
gen des Geſellſchaftsvertrages gerichteten Beſchlüſſe der Generalverſammlung 
und bieten zu einer Unterſcheidung dahin, ob der gefaßte Beſchluß ein vor⸗ 
läufiger oder definitiver, ein bedingter oder unbedingter, um ſo weniger 
Veranlaſſung, als die Statthaftigkeit von Bedingungen bei Rechtsgeſchäften 
eine anerkannte Regel des geltenden Rechts bildet. Es kann daher keinem 
Bedenken unterliegen, die von der Generalverſammlung vom 3. d. M. ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe in das Handelsregiſter einzutragen. Bei der Legalität 
dieſer Beſchlüſſe, ſowohl hinſichtlich der Form, als der Legitimation des be⸗ 
ſchließenden Organs, war die Eintragung auch nicht von dem Erfolge 
etwaiger ſeitens der Proteſterheber bei dem Prozeßrichter nachzu⸗ 
ſuchender Maßnahmen abhängig zu machen. Das Königl. Amtsgericht J. 
bier wird daher angewieſen, dem Antrage des Vorſtandes der Rumäniſchen 
Eiſenbahnen⸗Actien⸗Geſellſchaft vom 7. d. Mts., betreffend die Eintragung 


der Beſchlüſſe der General⸗Verſammlung vom 3. d. Mts. in das Handels⸗ 


Regiſter, ſchleunigſt zu entſprechen. Berlin, den 16. März 1880. Königl. 
Landgericht I., Civilkammer 7. gez. Rod. Bävenroth. Stech.“ 


Breslau, 18. März. [Hypotheken⸗ und Grundſtück⸗Bericht pon 
Carl Friedländer, Ring 58.] Im Hypotheken⸗Geſchäft macht die Con⸗ 
vertirung der Sprocentigen erſten Eintragungen der Grundſtücke in feiner 
44 pCt. und 4% pCt verzinsliche allmonatlich weitere Forte 
1 > zu weit gehenden An⸗ 
ſprüche vieler Grundbeſitzer auf allzulange Kündigungs⸗Beſchränkungen 
verhindern, daß dieſe Zinsermäßigungen nicht noch ſchneller ſich vollziehen. 
Fünfprocentige erſte Hypotheken find nur auf vorſtädtiſche Grundſtücke 
offerirt. Von zweiten Eintragungen finden wenig Umſätze ſtatt, da nicht 
viele Offerten vorliegen und die Geldgeber bei Erwerb zweiter Hypotheken 
ſehr vorſichtig ſind. Das Grundſtückgeſchäft iſt immer noch ſtill; an Kauf⸗ 
luſtigen fehlt es nicht, doch laſſen ſich deren Anſprüche an Lage, Bauart 
und Ertrag der zu erwerbenden Grundſtücke gleichzeitig ſchwer realiſiren. 


Berlin, 18. März. [Producten ⸗ Bericht.] Die Witterung iſt fort 
dauernd rauh und hat die Haltung unſeres Marktes befeſtigt, obſchon aus⸗ 
wärtige Berichte eher ungünſtig lauten. — Roggen hat ſich 19 0 behauptet. 
Deckungskäufe auf Termine erlangten das Uebergewicht. aare iſt nicht 
ſonderlich beachtet. — Roggenmehl feſt. — Weizen matt eröffnend, ſchließt 


wieder recht feſt, umgeſezt wurde aber nur wenig. Verkäufer find rar. 


— Hafer iſt loco wenig gut verkäuflich. Termine matter. Rüböl matt, und 


unter dem Einfluß von Realiſirungen wieder etwas billiger verkauft. — 
Petroleum ſtill. — Spiritus lebhaft und neuerdings weſentlich höher. 
Wezzen locs 200—240 Mart pro 1000 Klo nach Quantas gefordert, 
fein gelb. märk. — M. ab Bahn bez., per März — Mark bez., per März⸗ 
April — M. bez., per April⸗Mai 228— 2287 M. bez., per Mai⸗Juni 225% 
bis 226 Mark bez., per Juni⸗Juli 224224 Mark bez., per Juli-Aug.⸗ 
214214 ½ M. bez., per Septbr.⸗Octbr. 2094 —210 M. bez. Gel. — Etr. Kün⸗ 
digungspreis — Mark. — Roggen loco 174—183 M. bez. pro 1000 Kilo 
nach Qualität gefordert, ruſſiſcher — M. bez., inländ. 177—180 Mark ab 


Bahn bez., per März und März⸗April — M. bez., per April⸗Mai 173%, bis 


174 Mark bez. u. Gd., 174% Br., per Mai⸗Juni 173½ 174 Mark bez. 
u. Gd., 174½ Br., per Juni Juli 172—172½ Mart bez, per Juli⸗Auguſt 
164½ Mark bez., per September⸗October 162 Mark bez. Gekündigt — Etr. 
Kündigungspreis — Mark. — Gerſte loco 155—200 Mark nach Qualitat 
gefordert. Hafer loco 153 bis 165 Mark pro 1000 Kilo nach Qualitat 
gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 153—157 Mark bez., ruſſiſcher 153 bis 


157 M. bez., pommerſcher, mecklenburgiſcher und uckermärkiſcher 158—162 


Mark bez., ſchleſiſcher 158 bis 162 Mark bez., boͤhmiſcher 158 —162 Mark, 
fein. weißer ruſſiſcher — Mark ab Bahn bez., per März — Mark bez., 
per April⸗Mai 149% —149 Mark bez, per Mai- Jun 150 —150 Mark 
bez., per Juni: Juli 151%4—151 Mark bez., per Juli⸗Auguſt — Mark bez. 
Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. — 
Mark nach Qualität gefordert, rumäniſcher — M. bez., amerikaniſcher 144 
Mark frei Wagen ab Bahn bez. Gek. — Ctr. Kündigungspreis — M. 
— Erbſen, Kochwaare, 168 bis 205 Mark, Futterwaare 155 bis 166 Mark. 
— Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 00: 32,50 
bis 30,00 Mark bez., Nr. O: 30,00 29,00 Mark, Nr. O u. I: 29,00 27,00 M. 
bez. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 25,75 
bis 24,75 Mark bez., Nr. O und 1: 24,50 — 23,50 M. — Roggenmehl pro 
00 Kilo Br. Nr. 0 und 1 incl. Sad: per März 24—24,05 Mark bez., 
per März⸗April 24—24,05 Mark bez, per Aprſl⸗Mai 24,05—24,10 M. ber, 
per Mai⸗Juni 24,05—24,10 M. bez., per Juni⸗Juli 24,5 M. bez., per N 
Auguſt 28,85 Mark bez. Gekündigt — Etr. Kündigungspreis — Mark. 
— Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß 53,3 Mark bez. ohne Faß 53 M. bez., 
per März 53,2 bis 53 Mark bez., per März⸗April 53,2—53 Mark bez., 
per April⸗Mai 53,2—53 Mark bez., per Mai⸗Juni 53,8 —53,7 M. bez., per 
Juni⸗Juli — M. bi per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September⸗October 
56,6 Mark bez., per October — Mark bez. Gekündigt — Etr. Künpigungs⸗ 
preis — M. — Leinöl loco 66 M. — Petroleum loco per 100 Kilo inel. 
Faß 25,2 Mark bez., per März 23,8 Mark bez., per März⸗April 23,2 Mark 
bez., per April⸗Mai 23 Mark bez., per Mai⸗Juni — M. bez, per Septem⸗ 
ber⸗October 25,2 Mark Gd. Wetändiat — Etr. Kündigungspreis — Mark. 

Spiritus loce odge Faß 62,7—63 Mark dez, per März und März⸗April 
— Mark bez., per April⸗Mai 62,4-—63—62,8 M. bez., per Mai⸗Juni 62,5 
bis 63,1—62,9 M. bez., per Juni⸗Juli 63,3—64—63,7 M. dez, per Juli⸗ 
Auguſt 64 64,6—64,5 M. bez., per Auguſt⸗September 64,3—64,9—64,7 
Mark bez., per September⸗October 60,5—60,8—60,7 Mark bez. Get. — Liter. 
Künvigungspreis — M. 


$ Breslau, 18. März. u.]. 
dem koͤnigl. Bau⸗Inſpector Kutlig in Königsberg (Preußen) ſtand die Liefe⸗ 
rung der Granittreppen zum Neubau des Oberpräſidial⸗ und Regierungs⸗ 
gebäudes zur öffentlichen Submiſſion. Es offerirten zum Geſammipreiſe: 
Herzog in Landsberg a. W. aus Striegauer Granit von 19,024,75 M., Rus 
dolph in Görliß von 18,230 M., von Sandſtein 15 pCt. billiger, Carl 
Dammann in Görlig von 17,681,37 M., L. Brüggemann, Gorliz von 
20,928,54 M., C. A. Lehmann in Striegau von 22, 133,42 M., G. E. Wan⸗ 
drey u. Sohn in Streblen von 25,59 


— 


von 38,578 M. 


Mais loco 143 bis 148 


F ion auf Granitarbeiten.] Bei 


M., Werner in Chriſtiania von 
21,860. M., Martens in Kopenhagen von 23,962,77 M., Berg in Bornholm 


= 
Dontsebe Beichs - Anl. 4 | 39,54 ba 
Oonsolidirte Anleihe. 
do, do. 18786 
ats- Anleihe 
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Berliner 
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.. 
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Wien 100 2180 — 


Kurh. 40 Thaler-Loose 282 10 b 
Badische 35 FL-Loose 172,50 B 
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r 7 Wocksekleirä. und Geid-Course, 
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. Anl. Aachen-Mastricht. — 4 | 3425 b-B 
‚Baierische Präm.-Anl. 14 Derg-Märkische.. . — 4 1106.99 da 
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0 on 187603 76 90 bz erlin-Görlitz = 
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Lott.-Anl. v. 60.5 
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al 88.25 bz& 
0 
1 40, Cent. Bod.-Cr.-Pfb. 6 


121,56 50 
99, 76 brB 
73, o% bad 


4 
Kronpr. Rudolfb. . 5 
Ludwigsh.-Bexb, .| 9 
Märk.-Posener „| 0 
Magdeb,-Halberst, 9ůU 
Mainz-Ludwigsh, . 


= I I l 


5 
8 
5 
5 
5 
3¹ 
5 
5 
6 
5 
8 
5 
5 


Posen- Kreusburg . 2a 
76,00 etbzB Rechte-O.-U.-B. 141.03 B 
uss,-Poln.Schatz-Obi,4 
= Rumänler 8 111,19 bzG 
TFoln. Pfodbr. III. Em. s | 63,25 be — — 
‚Poln. Liquid.-Pfandbr. 4 56.90 dz D lo 5 Izu00 > 5 1 0 2483 ba 


Amerik. rückz. p. 18816 101,10 bz 


. do. 50% Anleihe, 5 
tal, 5% Keine S. E „ 


Aasb-Geazer 100Thir.L[4 Aka 


92,16 bz& JAllg.Deut.Hand.-G| 2 68,09 
Bums nische Anleihe „IS | — — Berl. Kassen-Ver.| 8½0 | 80/04 170, B 
Türkische Anleihe. fr.] 1060 bz Berl. Handels-Ges.] ® 5 4 11,25 G 
Duagar. Goldrente .. % 800 ba Bri.Prd.-u.Hdls.-B.| 0 4½ |4 | 75,90 bz@ 
pP do. Loose (M. p. St.) fr. 24,50 bzB |Braunschw. Bank 4½ 4½ 4 92,77 0 

Ong. 5% t.-Eienb.-Aul. 5 85, % b2& Bresl. Disc-Bank.| 3 6 4 95,76 8 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 


101,20 8 
82,20 bd 


Schwedische 10 Thir.-Loose — Bresl. Wechslerb.| 5%, 
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——  —————— 
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do. do, 366.00 G = 2300 ba 

do, südl, Btaatebahn 3 248.10 bag — 00% B 

en an 3 [10920 bes  19.-Sehl.Eisenb.-B, 2 63.75 bad 

do, Obngationen s | 93,90 ba Schl. Leinenind, 8. — 95,0 0 
5 zn. Eisenb,-Oblig.|6 | 97.80 ba do. Porzellan . 2% — 41.6 
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Leipzig, 18. März. Die heutige Generalverſammlung der Allgemeinen 
deutſchen Creditanſtalt verlief debattelos. Sämmtliche Gegenſtände 
der Tagesordnung wurden genehmigt; die Auszahlung der Dividende von 
10 Procent erfolgt ſofort. Die Allgemeine deutſche Credit anſtalt und das 
N Bankh aus H. C. Maut find von der öſterreichiſchen Regier ung beauftragt 

—.— den Umtauſch der neuen Couponbogen der Silbernente und der 
Papierrente per Auguſt ſpeſenfrei zu bewirken. 


Amſterdam, 18. März. Bei der heute von der niederländiſchen Handels⸗ 
Len 9 7 2770 Zuckerauction wurden 131 Faß und 264 Banden 
Surinam zu 2 71 erkauft. 


Bethmann. 


boat fe n 3 d erbeten. Zu feinem u General Albed 
ernannt werben. — Unter et des 8 —.—. hielt 
die Executiveommiſſion ihre erſte Blenarfikuna ab. 


alt 
ebot underan 
Wei hen N Salkung, per 100 Kilogr. Dale 


i er er 19 

— 15 De Mark, gelber 9.882100 bis 2 2170 Mark, ale 10 

er Notiz bezahlt. 
Roggen, feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. 16, bis 17,30 
bis 7 kr 71 Erin Sorte 8 50 155 8 1 1 m 

erſte ohne Aenderung, pr. r. is 16 

00 Ur 17.0 Mart 8 v 9 80 Mark, weiße 

Hafer bebauptet, pr. 100 Kilogr. 14,70 bis 15,40 bis 15,80 Mark. 

Mais in ruhiger Haltung, pr. 100 Kiloar. 15 „00 —15, 5016,00 Mark. 

Erbſen preishaltend, pr. 100 Kileg. 18,50 bis 19,60 bis 20,20 Mark, 
Victeria- 21,00—22,00—23,50 Mark. 

Bohnen obne Angebot, pr. 100 Kilogr. 21,50 — 23,00 23,75 M. 

Lupinen, nur feine Qualitäten 1 behauptet, u pr. 100 Kilogr. gelbe 7,20 
bis 8.00 —8,40 Mark, blaue 7,10—8,00—8,30 Mark. 

Wicken unverändert, pr. 100 Kilogr. 13—13,50—14,20 Mark. 

Oelſaaten in feſter Haltung. 

Schlaglein behauptet. 

Pro 100 rale netto in un und 0 


234, Galizier — 


Schlag⸗Leinſast 6 — ee e —,. —. II. Orientanleibe — 
Winterraps 23 — 25 0 21 75 Lombarden —. Ba Ludwigshafen —. f 
8 RT = 50 = 50 21 — 2 5 mei ve per Aa 1 

Sommerrübſen — — 21 50 amburg, kärz, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
Leindotter 22 — 21 50 20 75 St.⸗ Be A. 126, Silberrente 61%, Oeſterr. Goldrente 74%, Ung. Soldrente 


7%, Credit: Actien 262, 1860er Looſe 124%, Franz 585, Lombarden 
188, Italien. Rente 81%, 1877er Ruſſen 88%, II. Orient⸗Anleibe 58, 
Vereinsb. 123, Laurabütte 126, Norddeutſche 162%, Commerzbank 119%, 
Anglo⸗ deutſche 80%, 5% Amerikan. 95%, Rhein. Eiſenbahn 157%, do. 
junge 150, Berg. fart. do. 106%, Berlin⸗Hamb. do. 193%, Altona⸗Kiel⸗ 
. Disconto 2%. Preuß. Aproc. Conſols 99%, öſterr. Nordweſt⸗ 

Be att 
Hamburg, 18. März, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, 
auf Termine ſtill. Roggen loco ſtill, auf Termine a Weizen 1 
April⸗Mai 227% Br., 226% Gd., pr. Ja Jun 227 Br., 226 Gd. Roggen 
pr. April⸗Mai 167 Br., 166 Gd., pr. Mai Juni 167 Br., 166 Gd. Hafer 
feſt. Gerſte ruhig. Rüböl ruhig, loco 55%, pr. Mai 55%. — Spiritus 
feſt, pr. März 51% Br., pr. April⸗Mai 51 Br., pr. Mai⸗Juni 51 Br., 
pr. Juni⸗Juli 517 Br. Kaffee zubig, e 2000 Sad. — Petroleum 
feſt, Standard white loco 7, 20 Br., 7, 05 Gd., pr. März 7, 05 Gd., pr. 
e ee 85 Wetter: 15 

erpool, 18. März, Vormittags. aumwolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 6000 Ballen. Unverändert. 8 17 600 5 
davon 6000 B. amerikaniſche, 3000 B. oſtindiſche. 

Liverpool, 18. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 6000 Ballen, davon für Speculation und Export 500 Ballen. 
Amerikaner unverändert, Surats 8 ur amerikaniſche April⸗Mai⸗ 
Lieferung 7%, Mai⸗Juni⸗Lieferung 77/2. D. 

Upland good ordinär 6%, Upland low middl. 7%, Upland wide 75. 


Rapskuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 6,50 —6,70 Mark, — fremd: 
6,10—5,30 Mark. 

Leinkuchen in ruhiger Stimmung, pr. 50 Kilogr. 9,50—9,70 Mark. 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rotber preishaktend, pr. 50 Kilogr. 32—39 
bis 44—48 Mark, weißer feſt, 44—53— 62—74 Mark, bochfeiner über Notiz. 

Tannenk lee feſter, pr. 0 Kilogr. 42—50—60 Mark. 

Tbymotbee unverändert, pr. 50 Kilogr. 18—22— 25 Mark. 

Mebl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 30,50—31,5U 

Mark, Roggen fein 26,50 —27,50 Mark, Hausbacken 25,5 5026,50 Mark 


Roggen⸗Futtermebl 10.90— 11. 80 Mark, Weizenkleie 10, 20-10; 70 Mark. 
50 Kilogr. 


Heu 2,50— 2.80 Mark pr. 
Roggenſtrob 19,00—21.00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


„Frankenſtein, 17. März. [Productenmarkt.] Der heutige Wochen⸗ 
markt war mittelmäßig beſucht. Die Preiſe waren gegen die vorwöchent⸗ 
lichen unbedeutend verändert und wurden wie folgt notirt: Weizen 19,60 
bis 21,30 —23 M., Roggen 1717,70 18,10 M., Gerſte 15,15 —15,85 bis 
16,70 M., Hafer 14,70 15,50 —16, 20 M. — Wetter kalt und ſtürmiſch bei 
1 bis 5 Grad unter Null. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


März 18., 19. | Rahm. 2 U. | Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
Luftwärme (O) ..-- - — 38 — 6°1 a 02 Mobile middl. 7%, Orleans good ordinär 6%, Orleans low middl. 7%, 
Luftdruck bei 0° (mm) 1 757,8 08 758,9 Orleans middl. 7%, Orleans middl. fair 8, Pernam fair 7%, Santos 
Dunſtdruck (mm) 1,4 18 1,8 fair —, Bahia fair —, Maceio fair 7%, Maranbam fair 7%, Egyptian 
Dunſtſättigung (pCt.). 40 61 76 brown middl. 6%, Egyptian brown fair 7%, Egyptian brown good fair 7%, 
o s ae | NO. 1. NND. 1. W. 1. Wee m white middl. —, Egyptian white fair 7%, Egyptian white good 
Wee 3. heiter. beiter. heiter. fair 7%, Smyrna fair —, M. G. Broach fair —, Are middl. 455 


Dbollerah good middl. 4%, Dhollerah middl. fair 5%, Dhollerab fair 5 
Dhollerah Er fair 6%, Dhollerab good 616, Domra fair 5 er 
good fair 6%, O a Ein 6%, Seinde fair 5%, Bengal fair —, Bengal 
good fair5%, Madras dae fair —, Madras Tinnevelly good fair 6%, 
Madras Weſtern fair 5%, Madras Weſtern good fair 6%. 

Peſt, 18. März, Vormittags 11 Uhr. nnn Weizen 
loco feſt, 7 feſter, per Frühjahr 14, 55 Gd., 14, 60 Br. we per 


Breslau, 19 März [Maſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 4 Cm U.⸗PB. — M. 74 6. 
r . 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 


Wien, 18. März. Meldungen der „Pollt. Correſpond.“ Aus 


Konſtantinopel: Der engliſche Botſchafter, Layard, hat gegen die Kune r 7, 75 Gd, 7, t. Mais per Mil Jun 8, 80 Gd., 8, 85 Br. 
f g 2 — oblraps per Auguſt⸗Septbr. 13%. — Wetter: Trübe. 
Finanzconvention vom 22. November v. J. Proteſt eingelegt, weil Paris, 18. März, ac Tee ear (Schlußbericht.) 


dieſe Convention über Staatseinkünfte, die die Garantie der Anleihe 
von 1862 bildeten, zu Gunſten Anderer verfüge. Nach hier einge⸗ 
gangenen Nachrichten iſt die Reſidenz des Untergouverneurs von Seres 
(Macedonien) am 15. d. von Räubern überfallen worden. Die 
türkiſche Gendarmerie trieb die Räuber, welche auch einige Häuſer 
angezündet hatten, in die Flucht. Mehrere Räuber blieben todt auf 
dem Platze. — Aus Skutari: Der Fürſt von Montenegro hat eine 
Volkszählung im Gebiete von Podgoritza angeordnet und die Ent⸗ 
waffnung der Mo hamedaner von Krania am Skutariſee, welcher Ort 
nach dem Berliner Vertrage bei der Türkei verbleiben ſollte, ingleichen 
ie zwangsweiſe Einſtellung derſelben in die montenegriniſche Armee 
verfügt. Die Pforte iſt bemüht, einen Aufſchub dieſer die Schwierig: 
keiten ſteigernden Maßregeln in Cettinje zu erwirken. 

Rom, 18. März. Die Erklärungen, welche geſtern der Miniſter⸗ 
präfident Cairoli in der Depulrtenkammer in theilweiſer Beantwortung 
der Rede Cavalloti's bezüglich der Beziehungen Itallens zu Oeſterreich 
abgegeben hat, lauten in amtlicher Feſtſtellung: 

„Ich kann nicht zugeben, daß die Sitzung in der Weiſe ſchließe, daß das 
Land unter dem Eindrucke einer Hypotheſe bleibe, welche weder in den 
Thatſachen begründet, noch durch irgend welche Anzeichen gerechtfertigt er⸗ 
ſcheint. Der Deputirte Cavalloti ſignaliſirte eine Gefahr; ich meinerſeits er⸗ 
kläre, daß ich geſtern die ſtrenge Wahrheit geſagt habe, ſowohl hinſichtlich 
unſerer freundſchaftlichen Beziehungen mit Oeſterreich, wie hinſichtlich der 
herzlichen und ſpontanen Kundgebungen, welche uns anläßlich der übrigens 
weitaus übertriebenen Rüſtungen aus Wien zugekommen find. Capalloti 
hat gejagt, er wolle ſich nicht mit einer gewiſſen ausländiſchen Preſſe bes |inftinttmäßigen Idealismus wird uns in draſtiſcher ar e Die 
ſchäftigen, derſelbe hat dieſer Preſſe indeß eine ſehr große Ehre erwieſen, Furcht, daß wir es nur mit einem Maskenzuge der Reflexion zu thun 
indem er vie feindſeligen Auslaſſungen weniger Blatter als von einer befreun⸗ deln, welche bei den philoſophiſchen Neigungen des Nast ers nicht un⸗ 
deten Regierung ausgehend betrachtete, deren Wohlwollen wir würdigen und | begründet erſchien, wird vollſtändig zerſtreut durch das ſceniſche Leben, das 
mit der wir die beiten Beziehungen zu unterhalten gedenken. Dieſe wechſel⸗ ſich vor unſern Blicken aufbaut. Freilich der Hauptcharakter, ein in die 
ſeitige Freundſchaft hat ihre natürliche Begründung in der Achtung der Lombdie überſetzter Manfred, iſt etwas ſchattenhaft; dafür find die Malerin 
Verträge und im Pflichtgefübl, kurz in den hohen Erwägungen, durch welche Angelika, die Idealiſtin des Unbewußten, der weibererobernde Gauner 
bereits meine geſtrigen beſtimmten und kategoriſchen Erklärungen dictirt] Beppo und die zahlreichen Epiſodenfiguren trefflich gezeichnet. Mit ariſto⸗ 
waren. Der Deputirte Caralloti ſagte, „wir follen keine Politik der Furcht | phaniſcher 5 1 werden wir in ein echt modernes Wolkenkukuckshbeim 
treiben.“ Gewiß nicht, wir wollen eine loyale Politik befolgen und find ee en, mit den wunderlichen Widerſprüchen der Weltverächter, mit 
überzeugt, vB 9 weitaus überwiegende Mehrheit des Landes mit uns iſt.“ den ſeltſamen Täuschungen eines naturgläubigen Gemülhs vertraut ge⸗ 

Nom, 18. März. Kammer. Bovlo, Oliva und Mancini be- macht. Schürzung und Löſung des Conflictes iſt gleich originell. Der 
gründeten ihre dem Minifterium günſtigen Tagesordnungen. Mancini] Dialog trägt — gleichwie ein 1 8 10 geſchwellter Bergſtrom Baume und 
fagte dabei, daß Bonghi die Linke mit olympiſchem Stolz behandelte. nen n a one mit Bruten Re * 
Der Präfident Farini forderte Mancini auf, feine Ausdrücke zul; } fanden, das Altäglice fie enden Weltanſchauung uberraſchend. Das 
mäßigen, worauf ein lebhafter Zwiſchenfall zwiſchen Mancini und Luſtſpiel bat uns einen ſeltenen Genuß bereitet, und auch die Daritellung 
Farini folgte. Mancint verzichtet unter dem Beifall der Linken aufs deſſelben auf der Bühne, gegen welche ſich übrigens der Verfaſſer im 
Wort. Lebhafte Bewegung. Farini verläßt den Präſidentenſitz. Die . e u 8 vos befondere en Au 
Rechte und die Minifter verlaſſen den Saal. Vicepräſes Spantigatt | "möglihen fein Freilich mußte das Publikum ſich gefaßt machen einma 
unterbricht die Sitzung auf eine halbe Stunde. Nach Wieder⸗ 


ſtatt Comödienſpäße von Moſer oder Roſen etwas zu hören, was auch 
zu denken giebt. 
nt durch Spantigati erklärt Mancini, ae Worte ausge⸗ 
prochen zu haben, welche den Präſidenten beleidigen konnten. Spanti⸗ ME 
gati ſchlleßt die Sitzung in der Hoffnung, Farini werde morgen das lobe, Theaters 2 Specialite. 2 — 
Präſidium wieder annehmen. Freitag, Bene 12. M.: pee ae jeder Art, 
: 8 18. —— Die 1 1 4 erklärt die Nachricht 55 Einladungen Menu anzordnungen 
er Zurückberufung Chanzys für unrichtig anzy werde demnächſt 
nur einen Urlaub antreten. Die Journale bemerken, Chanzy gehe e e . 
in jedem Frühjahr auf Urlaub. — Der Senat begann die Berathung en 1 
des Generalſtabsgeſetzes. Der Kriegsminiſter hob die Vortheile des r 1 eg 
neuen Geſetzentwurfs hervor. Canrobert S 8 werde ſich der se Album V. Breslau. 
Abſtimmung enthalten. — Es heißt, die Jeſuiten hätten bereits jene 21 nten 1 u. Manier. 
Mitglieder der Congrogation, welche nicht franzöſiſcher Nationalität Cabinet-Aus — pen Etui 4 K. 
Bei Eins. d d. Be etrages franco Zusend. 
Artiſt. Inſt. M. Spiegel, Breslau. 


ſind, veranlaßt, ſich nach dem Auslande zu begeben. 
br g a m. 8 f de v. 120 Stüc 16° lange, 4 


Madrid, 18. März. Der König hielt heute einen Miniſterrath 
ab und ernannte Elduayen zum Miniſter des Auswärtigen, Buſtillos 
Verlag von Eduard Trewendt 
erlag in Breslau hohe Eiſenba ee 
ſind durch el, e Buchhandlungen zu] ſind ae, 74 


zum Minifter der Colonien, Codgavon zum Finanzminiſter. 
Stockholm, 18. März. Die ſchkwediſche Reichs⸗ Sypotßefenbant bat die 

Lewin in Zabrze. 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


Gonbertirung von 72 Millionen Sprocentiger Pfandbriefe der Jahrgänge 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Weizen rubig, per März 33, 00, per April 32, 75, per Mai⸗Juni 31, 80, 
per Mai⸗Auguſt 90 80. — Mehl matt, per März 65, 50, per April 66, 00, 
per Mai⸗Juni 66, 00, per Sa 65, 00. — Rüböl ruhig, per Marz 
77, 50, per April 78, 00, per Mai⸗Auguſt 70, 75, per September⸗December 
81. 25. — Spiritus feft, ver März 75, 00, per April 74, 50, per Mair 
Yuguft 7 72, 00 0 Ag ge 7 985 10 2 ons 4 
aris achmitta ohzucker ru 10% En per März 
per 100 Kor. 59, 0 25, 7/9 per März 25 100 Klar. 6 5 Weißer Zucker 
5 er. per 100 Kilogr. per März 67, 75, per a e „00, per Mai⸗ 
ug 


London, 18. März. Havannazucker Nr. 12 25%. Ruhig. 

Antwerpen, 18. März. [Getreidemarkt.] (Schlusbericht) Weizen 
vernachläßigt, Ihen ruhig, Hafer behauptet, Gerſte befeſtigt. 

Bremen, 18. März, achmittags. In Petroleum großes Geſchalt⸗ 
(Schluß bericht.) 2 white loco 7, 25, per April 7, 25, per Mai 7, 35, 
per Auguſt⸗December 8, 00. Alles bezablt. 


Literariſches. 

p. Lord Lueifer, Luſtſpiel in 5 Aufzügen von Robert Hamerling 
[Hamburg, J. F. Richter]. Der hochbegabte Dichter des „Ahasver in Rom“, 
des „König von Sion“ u. ſ. w. hat ſich in den letzten Jahren im hiſtoriſchen 
Drama (Danton und Nobespierre) und im biſtoriſchen Roman (Aſpaſia) 
verſucht, und uns auch auf dieſen Feldern eigenartige, intereſſante Gruppen⸗ 
bilder geſchaffen. Heute begegnen wir ihm auf ne Gebiete des Luſtſpiels oder 
wie man genauer ſagen ſollte, der been e Comödie. Denn eine ſolche 
ift „Lord Lucifer“ — und zwar im beiten Sinne des Wortes. Eine geiſt⸗ 
volle Verſpottung gewiſſer Zeitverirrungen tritt uns hier entgegegen, die 
Nichtigkeit des angelebten, ſowie des erkünſtelten Peſſimismus und des nur 


Die beliebteſten Romane 
Karl von Holtei’s: 


Chriſtian Lammfell. 
5 Theile in 1 Bande. 

4. Auflage 2 Ausgabe). 
Broſchirt 6 Mk. Geb. 7 Mk. 50 Pf. 
Die Vagabunden. 

3 9 Ian 1 Bande. 


864, 1869 und 1871 in d%procentige beſchloſſen. Das Garantie-Con: 
ſortium beſteht aus der Reichsbank, der Skandinaviſchen Bank, der Nord: 
deutſchen Bank und den Banlhäuſern Erlanger und Söhne und Gebrüder 


Oomra 


